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1 Gesprach mit Vertretern der Engagement Global gGmbH

Vorsitzender Stefan Engstfeld: Ich begriRe unsere Gesprachspartner, Herrn Dr. Kreuter
und Herrn Hennig von Engagement Global. Vielen Dank, dass Sie heute den Weg zu
uns gefunden haben und dass Sie Zeit fur uns finden.

Uns interessiert naturlich Ihre Arbeit. Deswegen haben wir Sie eingeladen. Wir haben
fur diesen Tagesordnungspunkt ca. 45 Minuten vorgesehen. Sie berichten uns in ei-
nem Eingangsstatement von lhrer Arbeit, vielleicht haben Sie auch Wunsche an uns.
Dann gibt es Fragerunden, Diskussionsmoglichkeiten fur die Ausschussmitglieder.
Wer fangt an? — Herr Dr. Kreuter, Sie haben das Wort.

Dr. Jens Kreuter (Engagement Global gGmbH): Vielen Dank, Herr Vorsitzender!
Sehr geehrte Abgeordnete! Sehr geehrter Herr Minister! Meine Damen und Herren!
Ganz herzlichen Dank fiur die Einladung. Ich freue mich sehr. Ich habe verstanden,
von den 45 Minuten soll ich die ersten 60 Minuten jetzt reden, das mache ich gerne.
Ich will mich kurz fassen, in drei Punkten einflihren, einen kurzen Uberblick geben:
Was macht Engagement Global? Zweiter kurzer Punkt: Was macht die AulRenstelle
Dusseldorf? Und dann drittens ein bisschen konkreter die Programme vorstellen, die
wir fur Sie durchfuhren. Die Winsche sind tatsachlich Uberschaubar. Ich glaube, viel-
leicht anders als viele andere Gaste, die Sie haben, wollen wir eigentlich nichts von
Ihnen. Wir wollen, dass Sie zufrieden sind. Wir wollen Ihr Dienstleister sein. Das ist die
Botschaft. Wir sind die Dienstleister fur die Férderprogramme des Landes Nordrhein-
Westfalen und wollen das in guter Qualitat machen wie bisher.

Vielleicht ein kurzer Nebenfakt zu meiner Wenigkeit. Ich lebe in Alfter. Wenn Sie eine
besondere Beziehung zwischen Herrn Kraufd und mir heute feststellen, dann liegt das
daran, dass wir faktisch Nachbarn sind und uns bei jedem Dorffest treffen, ansonsten
da aber keine grof3e Politik machen, sondern uns sehr nett von Familie zu Familie
unterhalten.

Engagement Global, der erste Punkt, ist eine Organisation des BMZ, offiziell eine
gGmbH in 100-prozentiger Tragerschaft des Bundes am Standort Bonn. Die Haupt-
stelle liegt in Bonn. Sie waren vor wenigen Monaten beim IDOS und bei der Oberbur-
germeisterin. Da hatten Sie fuRlaufig auch bei uns vorbeikommen kénnen. Da sitzen
wir mit inzwischen immerhin 750 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern. Auch fur den ent-
wicklungspolitischen Standort Bonn sind wir ein nicht ganz kleiner Player. Wir haben
ein paar Auldenstellen. Dazu komme ich gleich noch.

Was Engagement Global macht, hat immer mit zwei Stichworten zu tun, namlich mit
Entwicklungspolitik und mit Inland. Wir sind primar Dienstleister des BMZ und dann
auch der Lander flr die Inlandsarbeit. Das heif3t, wenn es um ein irgendein Programm
geht, das ausschlief3lich im Ausland stattfindet, dann wird es die GIZ machen, mit der
wir sehr gut zusammenarbeiten. Wir verstehen uns als Geschwisterorganisationen.
Wir haben immer einen Fokus im Inland, und wir sind immer in einer Sandwichposition.
Wir geben zu 100 % Steuergelder aus. Wir haben also keine eigengenerierten Mittel,
sondern wir sind immer Dienstleister fur ein Bundesministerium oder ein Land. Und wir
fuhren fastimmer die Programme nicht selbst aus. Da sind nur ganz wenige Tagungen,
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die wir mal selbst machen, aber das ist die groRe Ausnahme. Der Regelfall ist: Wir
unterstitzen Menschen, Organisationen im weitesten Sinne, Zivilgesellschaft, Kom-
munen, die ihrerseits das eigentliche Engagement vor Ort machen. Es ist fur unser
Selbstverstandnis auch sehr wichtig, uns in diesem Beziehungsgeflecht zu verorten
und zu versuchen, in alle Richtungen allen Stakeholdern gegenuber einen optimalen
Service zu bieten.

Die Uberschrift lautet: Férderung des entwicklungspolitischen Engagements in Deutsch-
land, ausgerichtet an den 17 Nachhaltigkeitszielen — das flhre ich jetzt alles hier nicht
aus, ich weil3, wo ich bin. Ich setze voraus, dass Sie sich darin mindestens so gut
auskennen wie wir. Das Ganze gliedert sich auf in eine grof3e Zahl von Programmen,
je nachdem, wie man das zahlt, ein bis zwei Dutzend, die sich auch in unserer Auf-
bauorganisation widerspiegeln. Das sind im wesentlichen vier Saulen. Das bekann-
teste sind die Austausch- und Entsendeprogramme. ,Weltwarts®, das kennt, glaube
ich, inzwischen jeder Jugendliche. Jedenfalls alle, die Abitur machen, wissen dass es
die Moglichkeit gibt, fur ein Jahr ins Ausland zu gehen. Da gibt es verschiedenen an-
dere Programme.

Am finanziell grofdten ist die Forderung der sogenannten privaten Trager, also alles,
was nicht staatlich, nicht kirchlich ist und nicht die politischen Stiftungen. Das sind die
privaten Trager, deren Mittel durch uns laufen. Das Forderprogramm heif3t ,bengo®.
Das ist Ihnen vielleicht bekannt. Da finde ich schon bemerkenswert, dass fast 50 %
aller Mittel, die wir auf Bundesebene weitergeben, erst mal ins Land Nordrhein-West-
falen flieRen.

Bundesweit tatige Organisationen — Deutsche Welthungerhilfe, Kindernothilfe —, die
sich nicht primar als nordrhein-westfalische Organisationen verstehen, haben ihre
Bundeszentrale in Nordrhein-Westfalen. Wenn man ein bisschen Uber Standortpolitik
nachdenkt und auch den Effekt auf Arbeitsplatze sieht, dann ist das schon sehr be-
merkenswert. Wie gesagt, das ist knapp die Halfte der gesamten Bundesférderung fur
private Trager, die erst mal an Trager mit Sitz in Nordrhein-Westfalen flief3t.

Am starksten gewachsen — das ist die dritte Schiene neben den Austauschprogram-
men, neben den privaten Tragern — in den letzten Jahren ist die kommunale Entwick-
lungszusammenarbeit. Ich weif3 nicht, ob ich mich darlber freuen oder argern soll. Die
Servicestelle Kommunen in der Einen Welt hat es in den aktuellen Koalitionsvertrag
geschafft, Engagement Global nicht. Wie gesagt, ich freue mich, dass die SKEW in-
zwischen schon so bekannt ist. Ich argere mich naturlich, dass eine Abteilung von mir
bekannter ist als ich selbst, als das Dach. Aber damit kdnnen wir umgehen.

Wie gesagt, die kommunale Entwicklungszusammenarbeit ist sehr gewachsen. Sie
alle haben kommunalpolitischen Hintergrund und wissen, warum es wichtig ist, Men-
schen in den Kommunen und die Kommunen mitzunehmen. Das fuhre ich jetzt auch
nicht weiter aus.

Und die vierte Saule, die vielleicht am meisten in die Breite wirkt, ist das ganze Thema
,Bildung®, ,schulische Bildung®“. Wir administrieren den Schulwettbewerb des Bundes-
prasidenten mit Curriculaentwicklungen usw., ganz viel Bildungsmaterialien. Uber diesen
vier Saulen ist gewissermalden als Dach die Beratung und die Vernetzung. Wir haben
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eine sogenannte Mitmachzentrale, eine 0800-er Nummer, bei der wirklich jeder
Mensch anrufen kann, mit jeder Idee, mit jeder Frage, die irgendetwas mit Entwick-
lungsarbeit zu tun hat, und wir versuchen eine Antwort zu geben.

Wir sind ziemlich stolz darauf, dass wir mehr als die Halfte der Fragen, die wir bekommen,
beantworten kdnnen, indem wir an andere weiter verweisen. Wir nutzen das nicht als
Business-Instrument, um irgendwas von uns zu verkaufen — das ist nicht unser Ansatz —,
sondern wenn jemand anruft und das Goethe-Institut oder die Humboldt-Stiftung haben
die Antwort, dann ist es trotzdem toll, dass sie bei uns anrufen, dass sie die Nummer
kennen und von uns dann eine qualitative hochwertige Antwort bekommen.

Naturlich findet das alles auch in NRW statt, mit Unterstlitzung von NRW auf vielen
Ebenen. Hier sitzt auch die stellvertretende Vorsitzende des Kuratoriums von Engage-
ments Global. Das zeigt, das Land Nordrhein-Westfalen ist sehr prominent bei uns
vertreten.

Zur Finanzierung haben wir schon gesagt: Alles Steuergelder, Uber 99 % der Mitteln,
die wir weiterleiten, kommen vom Bund. Mir ist das letzte Prozent trotzdem sehr wichtig,
mochte das hier betonen, nicht nur, weil ich heute hier bin, sondern weil die Zuschiisse
der Lander fur uns eine hohe politische Bedeutung haben. Sie haben keine hohe finan-
zielle Bedeutung. Aber sie haben eine politische Bedeutung, da die Lander verschiedene
Programme aktiv mit unterstutzen, Ownership ubernehmen. Ich will das mit einem Bei-
spiel deutlich machen. Es gibt das ASA-Programm, das ist im Kern ein Praktikanten-
und Bildungsprogramm fur Studierende, bei dem Studierende drei Monate ins Ausland
gehen — Volumen 3.5 Millionen, NRW ist Mitfinanzierer mit unter einem Prozent, finanziell
sekundar, um es ganz vorsichtig zu sagen.

Aber die Programmkonzeption sieht vor, dass es eine Hochschulschiene gibt, bei der
wir die Austausche zwischen Hochschulen fordern. Es kdnnen nur Hochschulen mit-
machen aus Landern, die sich am Programm beteiligen. Da geht es also gar nicht
darum, ob das Land Nordrhein-Westfalen 25.000 Euro oder 2.000 Euro oder meinet-
wegen auch nur den sprichwortlichen einen Euro gibt. Aber der sprichwortliche eine
Euro macht deutlich: Da gibt es ein Ownership, wir wollen das, wir sind mit dabei und
offnen die Tur fur alle Hochschulen in Nordrhein-Westfalens, um an dem Programm
mitzumachen. So viel zur Engagement Global als Dach.

Zweitens zur AulRenstelle: Wir haben sechs Aullenstellen in Deutschland. Dusseldorf
ist die einzige, die nur fur ein Land zustandig ist, sie ist die mit Abstand grofdte. Wir
haben elf Kolleginnen und Kollegen in Dusseldorf. Davon sind knapp die Halfte vom
Land Nordrhein-Westfalen finanziert — dazu sage ich gleich noch einmal was — und
arbeiten an der Durchfliihrung von Landesférderprogrammen. Herr Hennig ist heute
anwesend. Aber nur ich werde sprechen, nur damit Sie nicht nervos werden, wenn ich
die Viertelstunde aufbrauche: Ich darf das, weil ich sein Chef bin.

(Heiterkeit)

Herr Hennig ist Ihnen bekannt. Ich will auch hier in dieser Runde 6ffentlich sagen, dass
wir sehr froh sind Uber die Art und Weise, wie die AulRenstelle aufgestellt ist, und auch
uber die Art und Weise, wie Herr Hennig die Fuhrungsrolle da wahrnimmt. Immer wenn
Sie eine Frage haben, bitte wenden Sie sich vertrauensvoll an Herrn Hennig, der seit
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vielen Jahren hier wirklich einen tollen Job macht, grof3e Dankbarkeit auch meinerseits
will ich hier einmal 6ffentlich sagen. Das lauft aus unserer Sicht jedenfalls wirklich super.

Zentrale Partner unserer Arbeit sind einmal die Staatskanzlei, aber auch — ich habe
uber die Sandwich-Position gesprochen — das Eine-Welt-Netz in NRW.

Und damit bin ich schon beim dritten und letzten Teil, der Durchfuhrung der entwick-
lungspolitischen Férderprogramme im Auftrag des Landes. Das ist eine Besonderheit.
Das gibt es in der Form nur in Nordrhein-Westfalen. Es gibt verschiedene andere Lander,
die sehr neugierig gucken. Wir sind aktuell in Sachsen in relativ konkreten Gesprachen.
Sie finden das sehr spannend und nachahmenswert und wollen das mit der Aul3en-
stelle Leipzig flir Sachsen genauso tUbernehmen. Da haben Sie eine echte Vorreiter-
rolle — Leuchtturm wirde man heute vielleicht sagen — bei den Ablaufen, wobei Sie die
Aulenstelle Dusseldorf tatsachlich als Dienstleister nutzen fir Programme, die rein zu
100% in der Verantwortung des Landes liegen und da naturlich auch bleiben.

Wir bekommen dafur — das kann man auch offen sagen — eine Verwaltungspauschale
von 19 %. Da sind wir stolz drauf. Das finden wir nicht so viel. Da gibt es andere, die
hohere Verwaltungspauschalen haben, mit denen wir die erwahnten Personal- und
auch die Sachkosten in der AuRenstelle finanzieren.

Je nachdem, wie man das zahlt, gibt es ungefahr sieben Férderprogramme, die ich
kurz benennen will, wobei ich zu den letzten dreien ein bisschen mehr sage. Das Erste
sind die Auslandsprojekte, da, wo Sie Geld zur Verfligung stellen, damit zivilgesell-
schaftliche Organisationen aus Nordrhein-Westfalen ihrerseits Projekte im Ausland
durchfihren.

Das Zweite ist die entwicklungspolitische Informations- und Bildungsarbeit in NRW.
Das Dritte ist der konkrete Friedensdienst einschlie3lich der Reverse Variante. Das
Vierte sind die Promotoren. Ich setze voraus, dass Sie das alles kennen. Das muss
ich jetzt nicht erlautern.

Vielleicht noch ein Punkt, bei dem man in der Bildungsarbeit auch gutes Zusammen-
wirken sieht. Das kann gut erklaren: Was macht unsere AulRenstelle? Sie kennen ver-
mutlich alle das Schokoladenmuseum in Kdln. Wenn man 10 Sekunden nachdenkt,
muss man darauf kommen, dass Schokolade etwas mit Entwicklungszusammenarbeit
zu tun hat. Schokolade wird nun mal nicht in Europa angebaut, ganz sicher nicht, son-
dern in Afrika in aller Regel. Unter welchen Bedingungen, wie sind die Handelsbezie-
hungen?, das sind ganz zentrale Fragen. Das war in der urspriunglichen Position des
Schokoladenmuseums nicht vorgesehen, wenn ich das richtig so in Erinnerung habe.
Wir haben mit der AuRenstelle zusammen in den letzten Jahren in groRer Einmutigkeit
mit dem Schokoladenmuseum diesen Aspekt, wo kommt die Schokolade eigentlich
her?, gemeinsam ausgebaut. Inzwischen gibt es da gute Programme und Angebote
fur die Besucherinnen und Besucher.

Dann haben wir als Funftes die kommunale Entwicklungszusammenarbeit in NRW,
vielleicht mit zwei Schlaglichtern. Der eine ist der kommunale Fachaustausch, den wir
in Threm Auftrag fordern und organisieren mit Nordmazedonien, mit Ghana — das sind
die beiden grolien Partnerregionen — sowie palastinensischen Gebieten. Sie sehen
sofort in der Assoziation, warum es vielleicht gut ist, auch einen Dienstleister zu haben,
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der manches erst einmal abfedert, Dinge klart: Welche Partner sind aktuell vertrauens-
wuirdig? Mit wem will man eigentlich zusammenarbeiten? An sich ist es eine tolle Idee,
kommunalen Fachaustausch zu machen, weil da naturlich die Kolleginnen und Kolle-
gen aus den Partnerlandern in den Praktika-Phasen, die sie hier machen, viel lernen
konnen Uber Rechtsstaat, Uber Demokratie, Uber unser Verstandnis von kommunaler
Administration.

Ubrigens, so haben wir vor einigen Jahren unser Netzwerk mit der Ukraine begonnen,
mit kommunalem Fachaustausch, das sich in dieser Zeit enorm bewahrt, weil wir uberall
in vielen ukrainischen Kommunen die Menschen kennen, die vor Ort die Entscheidungen
treffen und umsetzen. Das ist naturlich sehr hilfreich, weil wir jetzt einen groflen
Schwerpunkt darauf haben.

Das andere Schlaglicht ist die faire Beschaffung. Auch das ist ein Schwerpunkt des
Landes: das Projekt Prozesskette Nachhaltigkeit NRW. Es wird von der LAG 21 (Lan-
desarbeitsgemeinschaft Agenda 21) umgesetzt. Wir sind Mitglied im Projektbeirat und
da sehr stolz darauf, weil wir uns seit vielen Jahren mit diesen Fragen sehr intensiv
beschaftigen und auch viel Know-how haben: Wie kdnnen wir Kommunen helfen, ihre
enorme Marktkraft nachhaltig einzusetzen?

Das nachste Programm ist das Wiederaufbauprojekt Nordrhein-Westfalen — Dnipro-
petrowsk. Das Letzte — darauf sind wir auch stolz, es ist ganz aktuell — ist die Solidari-
tatspatenschaft NRW-Israel, die letztes Jahr von der Landesregierung kam und — klar,
wer hier der Ideengeber war — sehr schnell, sehr nachdrucklich an den Start gebracht
worden ist. Wir haben es gemeinsam geschafft, das tatsachlich auf den Weg zu brin-
gen. Die ersten funf Projekte laufen inzwischen. Darauf sind wir, wenn Sie wissen,
dass administrative Prozesse auch dauern konnen, stolz.

Dieses Projekt ist eine gute Uberleitung zu meinem Schlussgedanken. Denn eine der
Fragen, die wir uns gestellt haben, ist: Was ist daran eigentlich entwicklungspolitisch?
Israel ist kein Partnerland der Entwicklungszusammenarbeit, die steht nicht auf der
DAC-Liste. Wenn man sich diese Frage stellt — und das tun wir —, dann merkt man
ziemlich schnell, dass dies gar nicht mehr die entscheidende Frage ist. Wir arbeiten
zunehmend weniger streng anhand dieser DAC-Liste, weil die 17 Nachhaltigkeitsziele
nun die klare Botschaft haben — ich glaube, die ist auch Uberall angekommen —, dass
nachhaltige Entwicklung ein Thema aller Lander, aller Politikbereiche, aller Aspekte
ist.

Naturlich muss sich auch Deutschland noch sehr viel nachhaltiger entwickeln. Das ist,
glaube ich, auch vélliger Konsens inzwischen. Deswegen ist unsere entscheidende
Frage gar nicht mehr so sehr, welches Land steht auf welcher Liste?, sondern die
Frage ist: Welches Projekt dient der Erreichung der SDGs, dient der globalen Nach-
haltigkeit? Und wenn es das tut, dann glauben wir, dass wir daftir einen gewissen In-
strumentenkasten haben, der inzwischen seit vielen Jahren erprobt ist, der gut funkti-
oniert — eine Menge Erfahrungen. Wir freuen uns sehr, wenn wir diese Erfahrungen
mit diesem Instrumentenkasten auch kunftig Ihnen, den Menschen in Nordrhein-West-
falen und allen uns partnerschaftlich verbundenen Regionen und Menschen in den
Dienst stellen kdnnen. — Vielen Dank fur lhre Aufmerksamkeit.
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Vorsitzender Stefan Engstfeld: Vielen Dank fur die Darstellung der Arbeit, sehr span-
nend. — Ich bitte die Kolleginnen und Kollegen um Wortmeldung. Ich habe schon eine
von Herrn Kraul flr die CDU-Fraktion.

Oliver KrauB (CDU): Vielen herzlichen Dank, Herr Vorsitzender. Meine Damen und
Herren! Vielen herzlichen Dank, Herr Dr. Kreuter, aber auch lieber Andreas Hennig.
Wir wissen, dass Sie reden kénnen. Von daher ein ganz besonderer Dank, weil es
wirklich nicht selbstverstandlich ist, dass wir ein Blro haben, das nur fur ein Land zu-
standig ist und dass hier wirklich ganz hervorragende Arbeit leistet. Das gilt insgesamt
fur Engagement Global.

Das sollten wir auch nicht kleinreden, denn gerade flir uns in Nordrhein-Westfalen ist
das Thema ,Bundestadt Bonn® wichtig. Hier ist aus meiner Wahrnehmung heraus ge-
rade Engagement Global ein sehr wichtiger Player, wenn es darum geht, das Profil der
Bundesstadt Bonn zu scharfen. Sie wissen, das ist auch der Landesregierung und der
Koalition ein sehr wichtiges Anliegen.

Sie haben es gesagt, Herr Dr. Kreuter, die Forderprogramme, auf die wir auch setzen,
sind ein elementarer Bestandteil Ihrer Arbeit. Insofern bin ich auch sehr froh, dass es
gelingt, da eine Konstanz bei der Finanzierung zu erhalten. Das ist auch nicht selbst-
verstandlich in den heutigen Zeiten. Wenn wir uns den konkreten Friedensdienst an-
schauen, sehen wir, dort ist nicht gespart worden, sondern es ist wichtig, das hier im
Land ein klares Signal gesetzt worden ist, dass wir ein elementares Interesse daran
haben. Wir haben ein elementares Interesse an dem Austausch und daran, Sie zu
unterstutzen.

Gestatten Sie mir Nachfragen zu lhrer Arbeit. Da hatte ich gerne etwas konkreter von
Ihnen gewusst in ganz besonders herausfordernden Zeiten — das hért man jedes Jahr
bei Neujahrsempfangen —, aber das gilt jedes Jahr noch ein bisschen mehr: die Her-
ausforderungen durch die Konflikte in der Welt, Ukraine, Naher Osten. Da interessiert
uns, ob das aus lhrer Sicht Ihre Arbeit noch einmal auf ein ganz anderes Level hebt
bzw. ganz andere Schwerpunkte gesetzt werden. Welche Auswirkungen hat das auf
Ihre Arbeit?

Sie haben zu Recht Ghana angesprochen. Auch die Partnerschaft mit Ghana wird in-
tensiv von Nordrhein-Westfalen gefordert. Da habe ich die Frage, welche Projekte Sie
aktuell in Ghana fordern, die auch unsere Partnerschaft unterstiitzen. Dartber hinaus:
Haben Sie Uberlegungen, weitere Schwerpunktlander auszuwéhlen oder wiirde das
Ihr Arbeitspensum Uberschreiten, weil Sie ja auch nur ein begrenztes Budget, begrenzte
Moglichkeiten haben? Die Frage ist, ob Sie vor dem Hintergrund dieser internationalen
Konflikte sehen, dass es da weitere Schwerpunktlander fur Ihre Arbeit gibt. Und noch-
mals ganz herzlichen Dank.

Dr. Jens Kreuter (Engagement Global gGmbH): Vielen Dank flr die Fragen. Natur-
lich hat insbesondere der russische Angriffskrieg auf die Ukraine eine enorme Auswir-
kung auf unsere Arbeit gehabt, weil die Ukraine vorher schon ein wichtiges Partnerland
war und sich alles geandert hat. Alles, was vorher moglich war, ist nicht mehr moglich
und umgekehrt. Natlrlich hat die deutsche Politik auf allen Ebenen seit zwei Jahren
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einen ganz besonderen Fokus auf die Ukraine gelegt. Vom ersten Tag an war die
Frage: Wie kann die Ukraine unterstitzt werden?

Auf der Suche nach Anknupfungspunkten sind wir sehr schnell in den Fokus geraten —
Sie merken, ich suche nach neutralen Formulierungen —, wir sind zwar eine GmbH,
wir sind aber nicht gewinnorientiert. Wir sind jetzt nicht stolz darauf, wenn unser Markt-
anteil wachst. Wir freuen uns auch nicht, wenn wir in einer Krisensituation mehr zu tun
haben. Das ist der Spagat, den ich gerade versuche, bei meinen Formulierungen zu
finden. Wir freuen uns, wenn wir helfen konnen. Naturlich wirden wir uns mehr freuen,
wenn es gar keine Hilfsnotwendigkeit gabe.

Die Ukraine ist ein ganz grol3er Schwerpunkt unserer Arbeit geworden, vor allem, weil
wir diese guten Beziehungen schon hatten, insbesondere auf der kommunalen Ebene.
Wir hatten einen eigenen Mitarbeiter in Kiew und dadurch eine Struktur, die vom ersten
Tag an einsatzfahig war und die von sehr vielen Partnerinnen und Partnern genutzt
worden ist, so wie von der Landesregierung mit Blick auf die Partnerregion, deren Namen
ich jetzt nicht noch einmal versuche. Da konnten Sie einfach auf den Knopf drlcken,
und wir konnten die Kanale, die da waren, nutzbar machen. Das ist jetzt mit Palastina
strukturell eine andere Situation. Das hat uns sehr getroffen. Solche Dinge betreffen
uns immer, alleine schon wegen der Austausch- und Entsendeprogramme, weil es als
Erstes immer heil3t: alle deutschen Jugendlichen raus. Das ist die erste Reaktion, wenn
es irgendwo ein Konflikt gibt, das ist auch véllig richtig. Das haben wir bei Corona mit
mehreren Tausend Jugendlichen innerhalb von wenigen Wochen erfolgreich geschafft.

Daran merken Sie: Wir sind schon stolz darauf, was wir leisten, obwohl wir noch froher
waren, wenn es gar nicht notwendig ware. Im Gazastreifen gab es ganz wenige Projekte,
das ist vernachlassigbar. Mit Israel arbeiten wir strukturell nicht primar zusammen, weil
es traditionell kein Partnerland der Entwicklungszusammenarbeit ist.

Ich glaube, das, was uns sehr beschaftigt — das wird sicher in den nachsten Jahren flr
Sie alle, fur uns alle eine schwierige Frage werden —, ist die weitere Zusammenarbeit
mit den Menschen in den palastinensischen Gebieten. Da gibt es — das ist einfach eine
Feststellung — so viel Uber Jahrzehnte gewachsene Enttauschung, das Gefuhl der Un-
terdrickung — ich beschreibe das nur, ich sage nicht, was da dran ist, ob da was dran
ware —, aber wenn man mit palastinensischen Kommunalpolitikern redet, bekommt
man sehr harte Dinge zu hoéren. Den richtigen Weg zu finden, einerseits zu sagen,
Leute hier gibt's rote Linien fur Deutschland, und andererseits weiter zuzuhdren, wie
es den Menschen dort geht und wie die sich erleben, das ist eine echte Gratwanderung.

Im Moment — das wissen Sie — wird an Roten Listen gearbeitet, mit wem man nicht
mehr zusammenarbeitet. Ich glaube, spatestens mit Blick auf die Gewerkschaften wird
es zu einer schwierigen Situation kommen. Wenn sich der jordanische Gewerkschafts-
bund mit den Menschen in Gaza solidarisiert — tut mir leid, ich habe meinen Zivildienst
in Israel gemacht, ich bin ein glihender Freund Israels —, dann kann ich das verstehen.
Das uberrascht mich jetzt nicht wahnsinnig. Als deutscher Regierungsmitarbeiter zu
verlangen, dass er das nicht tut, wirde mir extrem schwer fallen.
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Konnen wir die weiter fordern, kdnnen wir sie nicht weiter férdern? Das ist eine Frage,
die extrem schwierig ist. Ich will das jetzt nicht weiter ausfihren. Aber Sie merken, mit
den Themen beschaftigen wir uns sehr.

Zu Ghana habe ich jetzt keine konkrete Liste der Projekte vorliegen, die liefern wir
nach. Wichtig ist der Ansatz: Wir machen selbst nichts in Ghana, sondern wir leiten
Ihre Férderung an deutsche NGOs, an deutsche Kommunen weiter, die ihrerseits die
Projekte machen. Deswegen wollen wir gar nicht der Partner sein, der Ihnen jetzt tages-
aktuell sagen kann, wie es dem Projekt XY geht, sondern wir konnen Ihnen ziemlich
tagesaktuell sagen, wie es dem Landesnetzwerk oder der Ghana-Initiative Bonn-Part-
nerstadt geht, wie bei denen die Durchflihrung ihres Projektes vorangeht.

Und zu neuen Schwerpunktlandern: Engagement Global hat als solche keine Schwer-
punktlander, sondern wir sind Dienstleister. Wir machen das, wofur wir den Auftrag
bekommen. Das hat manchmal eine grole Diversitat. Selbstverstandlich arbeiten wir
fur das Land Rheinland-Pfalz ganz intensiv mit Ruanda, fur Baden-Warttemberg mit
Burundi zusammen, so wie wir fur Nordrhein-Westfalen die Patenschaften mit Ghana
unterstutzen.

Ich hoffe, Sie merken, dass ich die ganze Zeit bewusst jede Art von Wertung vermeide,
auch bezlglich dessen, was Sie vorhin Uber die Finanzen gesagt haben. Das steht mir
nicht zu. Wir stehen zur Verfligung. Wenn Sie hoheren Bedarf haben, konnen wir auch
mehr. Wenn in lhrer Frage eine Frage nach einem Rat versteckt war, dann wurde ich
schon sagen, dass nach meiner Erfahrung, nach meinem Eindruck eine Konzentration
auf ein, zwei oder drei Regionen sinnvoll ist. Jeder in Rheinland-Pfalz weil3, wo Ghana
liegt. Ich glaube, inzwischen wissen auch sehr viele Menschen in Nordrhein-Westfalen,
wo Ghana liegt. Und da wirde ich mich nicht verzetteln. Ich finde es toll, dass das Uber
die Regierungswechsel hinaus gehalten hat — ganz grof3e Tradition. Darin wurde ich
Sie gerne bestarken wollen.

Dr. Gregor Kaiser (GRUNE): Herr Vorsitzender, vielen Dank. Vielen Dank, Herr
Dr. Kreuter fur Ihre Ausfihrungen. Ich schliel3e mich dem Lob, das gerade gekommen
ist — ich will das jetzt nicht alles wiederholen —, einfach an und dem, was Herr Kollege
Krauld geaulert hat.

Ich habe drei Fragen zu drei Komplexen, einmal zum Bereich der inlandspolitischen
Bildungsarbeit, die Sie ja machen. Sie haben gesagt, Sie sind seit 2012 in dem Bereich
unterwegs. Stellen Sie fur Nordrhein-Westfalen fest, dass es regionale Unterschiede
der privaten Trager gibt, die Sie fordern? Konzentrieren sich die Gelder in manchen
Regionen in Nordrhein-Westfalen? Oder ist es eine breite Streuung Uber das Land?
Das ist der eine Teil zu diesem Bereich.

Der andere ist: Haben Sie in den zwdlf Jahren festgestellt, dass es thematische
Schwankungen gibt, wo spezielle Themen haufiger aufgerufen und bearbeitet werden,
sei es nun durch politische Konflikte — das hatten Sie gerade schon angesprochen —
oder auch durch den Klimawandel, dass es da unterschiedliche Projektentwicklungen
gibt?
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Die zweite Frage stelle ich anlasslich des Internationalen Tages der Menschenrechte.
Letztes Jahr hat es ja eine Aktionswoche hier gegeben. Auch der Landtag NRW, die
Landesregierung haben sich beteiligt. Gab es auch Kommunen, die sich in diesem
Kontext an dieser Aktionswoche im letzten Jahr beteiligt haben? Wie beeinflusst das
die Arbeit dort vor Ort? Welche Rolle spielt dann auch die Servicestelle, die Sie eben
schon einmal erwahnt haben?

Als dritter Punkt: Sie haben die SDGs angesprochen. Wir hatten letztes Jahr im Septem-
ber den SDG-Gipfel in New York. Wie sehen Sie den Stand — Sie haben angedeutet,
dass noch viel zu tun ist — aktuell nach dem Gipfel? Welche Herausforderungen sehen
Sie da fur die Bildungsarbeit, die ja eine zentrale Saule in der Férderung von Engagement
Global ist?

Dr. Jens Kreuter (Engagement Global gGmbH): Bei der Frage der Streuung ist der
Begriff ,private Trager” gefallen. Private Trager sind fur uns die gro3en Trager, die die
Auslandsprojekte machen. Sie sitzen, haben ihre Hauptgeschaftsstellen zum grofen
Teil in Bonn: CARE, Help usw. Das wissen Sie. Ich glaube, was Sie bei dem Bildungs-
programm gemeint haben, waren die zivilgesellschaftlichen Trager, so wirden wir das
kategorisieren, und die sind breit in Nordrhein-Westfalen gestreut. Da konnte ich jetzt
nicht sagen, dass es da eine Schwerpunktsetzung gibt, wenn, dann ist es eher eine,
die sich an der Bevolkerungsverteilung orientiert. Wenn man eine Plankarte machen
wlrde und Punkte einzeichnen wirde, ware Ostwestfalen-Lippe wahrscheinlich ein
bisschen dunner verzeichnet. Da gibt es halt auch weniger Menschen als im Bereich
Ko6ln, Bonn und Dusseldorf.

Andreas Hennig (Engagement Global gGmbH): Kurz dazu: Es gibt Regionen in NRW,
wo wir uns als AuRenstelle die Aufgabe stellen, in sogenannte weilde Flecken reinzu-
gehen. Da gehort Ostwestfalen-Lippe dazu. Dazu gehort auch der linke Niederrhein.
Aber wir haben natirlich auch in Gelsenkirchen — wenn wir da auf der Stral3e fragen:
Horen Sie mal, kennen Sie die SDGs? — auch da ... Ich komme aus Oberhausen, also
ich darf auch Uber Gelsenkirchen reden. Munster, Dortmund, Koéln, Dusseldorf und
Bonn sind Zentren, in denen Bildungsarbeit gut aufgestellt ist.

Dr. Jens Kreuter (Engagement Global gGmbH): Thematische Schwankungen, ganz
klar. Der Klimawandel hat ein groRes Wachstum gehabt und hat es noch. Aktuell sind
es naturlich Fragen zu Krieg und Frieden. Es gibt einen spannenden Indikator, das ist
fast anekdotisch: Wir fihren alle zwei Jahre einen Song Contest durch. Da werden
junge Leute eingeladen, eigene Lieder zu entwicklungspolitischen Themen zu schreiben
und aufzuflhren. Ich gebe, ehrlich gesagt, zu, dass ich dem am Anfang ein bisschen
skeptisch gegenuber stand. Da setzt sich ein 16-Jahriger ans Klavier, es ist unglaublich.
Das war auf der Preisverleihung fur dieses Jahr. Da entstanden hoch professionelle,
tolle Musikstiicke. Gerade wurde der Gewinner-Song von einer unabhangigen Jury
gewahlt. Und da merkt man das: Die Themen dieser Lieder verandern sich im Zwei-
Jahres-Rhythmus enorm. Dieses Jahr ging es viel um Krieg und Frieden und naturlich
die Umwelt. Das waren die beiden gro3en Schwerpunkte.
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Zum Tag der Menschenrechte und kommunales Engagement: Da muss ich passen,
wurde aber auch nicht zusagen wollen, eine Liste nachzusenden, weil wir unsere For-
derung eher mittelfristiger verstehen wurden. Eine Kommune flr ein Projekt zu dem
Tag der Menschenrechte zu fordern, das glaube ich eher nicht. Wir férdern viele Kom-
munen. Die Halfte aller nordrhein-westfalischer Kommunen sind bei uns in einem der
Programme drin, das ist schon enorm. Diese Kommunen befinden sich auf einem lan-
gen Weg zur Nachhaltigkeit, internationaler Zusammenarbeit und zur Solidaritat und
machen auf diesem Weg dann einzelne Veranstaltungen, die wir aber nicht im Einzel-
nen begleiten.

Zu den SDGs: Naturlich, das wissen Sie alle, sind wir weit von den Zielerreichungen
entfernt. Zudem hatte die Coronapandemie einen erheblichen Ruckschlag gegeben.
Das sah vorher deutlich besser aus. Da waren zwei Jahre Stillstand und Ruckschritt.
Das ist sehr besorgniserregend. Ich will es dabei lassen. Man konnte, glaube ich, zu
dem Thema viel sagen. Wir alle werden uns dazu viele Gedanken machen mussen,
wenn die 15 Jahre an ihr Ende kommen. Das ist auch schon absehbar. Es stellt sich
die Frage: Wie geht es danach weiter?

Die Millennium Development Goals — 7 Ziele mit ganz wenigen Indikatoren, ganz klare
Schwerpunktsetzungen, ganz klar nachprtfbar — waren ein Riesenerfolg. Ich wirde
sagen, meine personliche Einschatzung: Die SDGs sind ein bisschen Opfer dieses
Erfolgs gewesen. Alle fanden sie toll, alle wollten drauf anspringen. Es sind 17 Ziele
mit vielen 100 Indikatoren. Keiner hat mehr denn Uberblick. Es gibt keine Schwer-
punktsetzungen. Das macht es naturlich sehr viel schwerer, eine Bilanz zu ziehen.
Auch bei den SDGs gibt es einzelne Indikatoren, da ist enorm viel erreicht worden und
bei anderen eben gar nichts. Das ist kommunikativ viel schwieriger als eine Schwer-
punktsetzung. Nach meiner Einschatzung sollte man sich fur die nachste Runde auf
Ziele konzentrieren, Schwerpunkte setzen. Dann kénnte man auch solche Fragen
leichter beantworten.

Inge Blask (SPD): Herr Dr. Kreuter, wir bedanken uns natlrlich auch fur lhren Vortrag
heute zu lhrer Arbeit. Sie hatten das Thema ,Ghana“ gerade schon einmal angespro-
chen. Jetzt ist die Frage, ob Sie insgesamt feststellen kbnnen, dass die Projektanzahl
insbesondere dann steigt, wenn wir in Nordrhein-Westfalen auf der anderen Seite auch
ein Partnerland haben.

Die zweite Frage, die ich habe: Sie hatten Uber lhren Telefondienst gesprochen, den
Sie da anbieten. Was fur Zahlen stehen dahinter? Kénnen sie einmal mal sagen, wie
viele Leute im Jahr da bei Ihnen anrufen?

Die letzte Frage: Wir haben die Haushaltsberatungen in Nordrhein-Westfalen gerade
hinter uns und konnen feststellen, dass diese Landesregierung und diese Landtags-
fraktionen erhebliche Mittel im entwicklungspolitischen Bereich gekirzt haben. Da sind
einmal die bildungs- und umweltpolitischen Themen, da ist auch das Promotorenpro-
gramm zu nennen. Wie wirden Sie das einschatzen, was diese Priorisierungen bei
den Einsparungen bedeuten?
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Dr. Jens Kreuter (Engagement Global gGmbH): Auch lhnen vielen Dank fur die Fra-
gen. Das Erste kann man, glaube ich, klar bejahen. So eine Schwerpunktsetzung, wie
das Land Nordrhein-Westfalen es vorgenommen hat, hat Konsequenzen auf die Zahl
der Projekte. Die Zahl der Projekte steigt ganz klar, wenn ein Bundesland sagt, das ist
jetzt unser Schwerpunkt, darauf wollen wir uns konzentrieren. Dafur stehen auch Mittel
zur Verfugung. Das hat eine ganz klare Wirkung.

Bei der Mitmachtzentrale muss ich jetzt ein bisschen in die Luft greifen. Im Kopf habe
ich, dass wir pro Quartal so 500 bis 800 Anfragen haben, Ubers Jahr sind es ein paar
tausend. Da freuen wir uns druber. Das ist schon. Es ist gar nicht schwer, das zu be-
werten, weil es eine enorme Spannbreite ist. Da sind viele hundert Jugendliche, die
jedes Jahr anrufen: Ich will ein Jahr ins Ausland gehen: Da gibt es doch was?

Das hat jetzt nicht den riesen entwicklungspolitischen Effekt. Anders ist es, wenn eine
Stiftung anruft und sagt, wir haben wieder 20 Millionen Euro anzulegen: Haben Sie
eine Idee? Beides ist ein Strich auf der Liste, aber hat naturlich ganz unterschiedliche
Wirkungen. Es lohnt sich. Erfreulicherweise bleiben die Zahlen auch uber die Jahre
relativ konstant, was wir eigentlich ganz gut finden. Es ist nicht so, dass eine einmalige
Information gedeckt wurde, und dann flacht das ab. In Corona gab es eine Delle klar,
jetzt ist es wieder gestiegen. Ubrigens, auch das ist sehr situationsabhangig.

Herr Abgeordneter Kaiser, vielleicht im Anschluss daran: Wenn eine Krise auf der Welt
passiert, dann rufen mehr Menschen an und fragen: Wie kann ich helfen? Aber auch
das ist ja erst einmal gut. Es ist gut, dass sie eine Mdglichkeit haben, kompetente
Antwort zu bekommen.

Zu den Haushaltsentscheidungen der Landesregierung werde ich mich mit lhrer
freundlichen Erlaubnis nicht wertend aulRern. Ich kenne die auch nicht im Detail. Die
Beratungen sind auch noch nicht abgeschlossen, wenn ich das richtig weil. Das wer-
den Sie alles begleiten. Haushaltsrecht ist Konigsrecht des Parlaments.

Ich kann so viel sagen mit Blick auf den Bundeshaushalt: Wenn man das in langerer
Perspektive sieht, dann kann man schon feststellen, dass es inzwischen in Deutsch-
land einen grof3en Konsens dahingehend gibt, den es vielleicht vor 20 Jahren so noch
nicht gegeben hat, dass uns die Frage, wie es Menschen in anderen Teilen der Welt
geht und wohin sich die Welt insgesamt entwickelt, sehr wohl sehr viel angeht. Dass
jetzt irgendjemand sagen wurde, das ist alles Quatsch, das brauchen wir nicht, das
habe ich schon lange nicht mehr gehort. Das habe ich vor 30 Jahren gehort. Aber in
den letzten zehn Jahren — 2015 war da wirklich eine Zasur, seitdem hore ich das nicht
mehr. Und das halte ich erst einmal fur eine positive Entwicklung. Das wurde ich gerne
festhalten. Dass dann der eine Haushalt die Schwerpunkte mehr auf eine Partner-
schaft und der andere sie mehr auf den Bildungsbereich setzt, das sind dann fur mich
Schwankungen im Hintergrund — wie gesagt —, die ich jetzt nicht im Einzelnen bewer-
ten kann.

Vorsitzender Stefan Engstfeld: Ganz herzlichen Dank. — Ich habe jetzt keine weite-
ren Wortmeldungen mehr von den Ausschussmitgliedern. Der Minister hat noch kurz
die Moglichkeit, sich auch in die Debatte einzubringen.
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Minister Nathanael Liminski (MBEIM): Danke, Herr Vorsitzender! Meine Damen und
Herren Abgeordnete! Lieber Herr Kreuter! Ich wollte kurz die Gelegenheit nutzen, da
wir, wie Sie beschrieben haben, sehr intensiv zusammenarbeiten, auch Dank daftr zu
sagen. Es ist fur uns als Landesregierung, zumal fir uns als kleines Ressort, als
Staatskanzlei sehr wertvoll, dass wir mit Ihnen einen kompetenten Partner haben,
wenn es darum geht, Dinge im wahrsten Sinne des Wortes auf die Stralde zu bringen.

Es ist das eine, sich politische Programme auszudenken oder Leitsatze und Ziele vor-
zunehmen, das andere ist es, dann einen Partner zu finden, mit dem man es tatsach-
lich auch so umsetzt, dass man anschlieRend vor den Steuerzahlern treten kann und
sagen kann ,das Geld ist gut investiert* — sowohl in der Sache als auch, was alle an-
deren Rahmenbedingungen angeht. Dafur ist es fur uns sehr wertvoll. Sie haben die
Baustellen benannt, die brauche ich nicht zu wiederholen.

Aber das ist Ausdruck dessen, dass Nordrhein-Westfalen diese grofl3e entwicklungs-
politische Tradition parteilibergreifend hat — sowohl im Inland wie auch international.
Es ist ganz wichtig, dass wir daftr auch das notwendige Know-how am Standort ha-
ben. Deswegen sind wir sehr froh darum, danke.

Vorsitzender Stefan Engstfeld: Vielen Dank. — Dann bleibt es mit Blick auf die Uhr
dabei, dass wir diesen Tagesordnungspunkt jetzt schlie3en.



Landtag Nordrhein-Westfalen -17 - APr 18/456

Ausschuss fur Europa und Internationales 12.01.2024
17. Sitzung (6ffentlich) sd-yo

2 Beziehungen zwischen Nordrhein-Westfalen und dem Vereinigten Konig-
reich: mehr Substanz, weniger Marketing!

Antrag
der Fraktion der SPD
Drucksache 18/4589

Ausschussprotokoll 18/412 (Anhérung am 10.11.2023)

(Uberweisung des Antrags an den Ausschuss fiir Europa und Inter-
nationales — federfiihrend — sowie den Ausschuss fiir Wirtschatft,
Industrie, Klimaschutz und Energie am 14. Juni 2023)

Vorsitzender Stefan Engstfeld merkt an, das Votum des mitberatenden Ausschus-
ses liege noch nicht vor. Fur heute sei die Auswertung der Anhdrung vorgesehen.

Inge Blask (SPD) verweist auf die Anhérung zu dem Antrag. Es wichtig gewesen, dass
ihre Fraktion den Antrag zum Thema ,Vereinigtes Konigreich® gestellt habe. In der
letzten Legislaturperiode habe sich eine Enquetekommission ausfuhrlich mit dem
Brexit beschaftigt und habe viele Handlungsempfehlungen entwickelt.

Eine der wesentlichen Handlungsempfehlungen finde man auch in dem Antrag. Da
gehe es um die dauerhafte Reprasentanz im Vereinigten Konigreich. Alle Sachver-
standigen hatten gesagt, dass sie eine Reprasentanz vor Ort unterstitzen wirden.

Nun sei mit dem Memorandum, das unterschrieben worden sei, die gemeinsame Ar-
beit zwischen Nordrhein-Westfalen und dem Vereinigten Konigreich aufgenommen
worden. An der Stelle sei die Kritik gekommen, dass man schneller in diesem Bereich
arbeiten konnte, dass es mehr Untergruppen geben sollte, in denen sich die Partner
vernetzen konnten. Sie habe den Eindruck gewonnen, dass die Sachverstandigen, die
sich zuletzt in der Enquetekommission gesehen hatten, gerne den Austausch weiter-
fuhren wirden. Das bedeute mehr Vernetzung, mehr Unterstutzung in dem Bereich.
Man sollte die Themen auch nicht nacheinander bearbeiten, sondern nebeneinander,
um mehr Schnelligkeit hineinzubringen, mehr Inhalt und mehr Output zu erreichen.

Interessant sei auch die Darstellung aus dem Bereich Forschung gewesen, insbeson-
dere das Beispiel, dass die Sachverstandige aus Berlin vorgetragen habe, die Zusam-
menarbeit mit der Hochschule in Oxford. Das Beispiel zeige, was ein Land machen
konne, wo man Forschung unterstutzen kénne. Das Thema ,Forschung“ werde auch
in der Lenkungsgruppe im Mittelpunkt stehen. Sie hoffe, dass man da weiter komme
und man sich die guten Beispiele zum Vorbild nehme, um im Bereich der Forschung
weiterzukommen.

Das Thema ,Energie” sei angesprochen worden. Es sei eindringlich gefordert worden,
die wirtschaftlichen Beziehungen, die Energiepartnerschaften zu unterstitzen. Das sei
von den Sachverstandigen deutlich verstarkt worden. Nun werde der Ausschuss dem
Antrag wahrscheinlich nicht folgen. Es sei aber wichtig, dass die Opposition darlege, dass
man die Ergebnisse einer Enquetekommission nicht in der Schublade verschwinden
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lassen durfe. Man misse sie aufarbeiten, nacharbeiten und aktualisieren. Man musse
an dem Thema dran bleiben und die wirtschaftlichen Beziehungen zum Vereinigten
Konigreich weiterhin positiv fortsetzen und begleiten.

Romina Plonsker (CDU) findet den letzten Satz ihrer Vorrednerin etwas unschon. Es
sei nicht nur ein Ergebnis der Enquetekommission gewesen, das Auslandsbuiro zu er-
offnen. Frau Blask habe die Arbeit der Enquetekommission auf diesen einen Punkt
reduziert. Es gebe viele Handlungsempfehlungen, von denen viele umgesetzt wirden.

Die Beziehungen zu GrofRbritannien missten nach dem Ausscheiden aus der Europa-
ischen Union auf neue Beine gestellt werden. Sie halte fest, dass man das sehr be-
daure, dass man es gern gehabt hatte, dass GroRbritannien in der Gemeinschaft der
Europaischen Union bleibe. Deshalb sei das flr Nordrhein-Westfalen eine neue Auf-
gabe.

Sie habe die Anhorung in vielen Teilen anders wahrgenommen, namlich dass es schon
eine deutliche Prasenz von Nordrhein-Westfalen in GroRRbritannien gebe. Herr Neugart,
Herr Roberts oder auch Dr. Mittelstadt hatten deutlich gemacht, dass es eine hohe
Prasenz Nordrhein-Westfalens im Vereinigten Konigreich gebe. Es sei nicht so, wie
Frau Blask es dargestellt habe.

Nordrhein-Westfalen habe nach dem Ausscheiden GroRbritanniens das Erasmus+-
Programm mit einem eigenen Stipendienwerk aufgesetzt und darauf reagiert, dass
sonst Erasmus zukunftig nicht moglich ware.

Einige Forderungspunkte aus dem Antrag seien obsolet, wie zum Beispiel die Mog-
lichkeit der Einsicht in die Partnerschaftsvereinbarungen, der man seitens des Europa-
ministeriums nachgekommen sei. Dort habe man hineinschauen konnen.

Wichtig sei, dass die Beziehungen breit getragen wirden. Die Sachverstandigen hat-
ten deutlich gemacht, dass beispielsweise der Regionalverband Ruhr mit der Region
Greater Manchester eine enge Beziehung habe. Es sei wichtig, dass aus der Gesell-
schaft heraus an den Beziehungen festgehalten werde. lhre Heimatstadt habe eine
Partnerschaft mit Fareham in GroRbritannien. Da sei es wichtig, dass es auch in die
nachste Generation weitergetragen werde. Es sei eine gesamtgesellschaftliche Auf-
gabe, dass Stadtepartnerschaften nicht mit einer Generation enden durften, sondern
weiter getragen wirden.

Sie finde es schén, wenn man sich mit dem Vereinigte Kénigreich beschaftige, und
zwar nicht nur als Mitglied der und der Kommission ,Brexit“, sondern weil sie das wichtig
finde. Die Anhérung habe gezeigt, dass Nordrhein-Westfalen viel mache, sehr prasent
in GroRbritannien sei. Auch wenn der Ausschuss heute nicht votiere, so steht fest,
dass ihre Fraktion den Antrag der SPD ablehne.

Serdar Yiiksel (SPD) erwidert, wenn man sich die Reprasentanz von Bayern und Baden-
Wadrttemberg im Vereinigten Konigreich anschaue, konne man nicht sagen, dass NRW
in London da gleichrangig vertreten sei. Das sollte Uberdacht werden. Wenn jemand
mit zehn Wochenstunden dort prasent sei und man sage, das sei ausreichend, dann
sei das doch in der Anhdrung und in den Gesprachen anders dargestellt worden.
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Er komme aus einer Stadt, die eine Partnerschaft mit der Stadt Sheffield habe, die
leider zunehmend eingeschlafen sei. Das sei keine Einbahnstral’e. Es musse auf der
anderen Seite auch die Bereitschaft da sein, die Netzwerke und die Partnerschaft wei-
ter zu leben. Der Brexit habe als Zasur dazu beigetragen, dass viele Beziehungen,
Netzwerke, Aktivitaten und Austausche dramatisch eingebrochen seien. Das musse
man im Blick behalten und schauen, wie man die bestehenden Partnerschaften unter-
stutzen konne, damit diese Netzwerke, die es seit vielen Jahrzehnten gebe, nicht ein-
schliefen, sondern vielleicht wiederbelebt werden konnten. Da misse man nicht das
Rad immer wieder neu erfinden.

Aus seiner Sicht bestehe auch die Mdglichkeit, die Netzwerke, die es seit Jahrzehnten
gebe, wachzukussen und zu animieren, diese Netzwerke neu zu beleben. Jenseits der
Mitgliedschaft des Vereinten Kdénigreichs in der Europaischen Union habe man nicht
nur in Nordrhein-Westfalen, sondern in ganz Deutschland aufgrund der Geschichte ein
elementares und essenzielles Interesse, gute, intensive, nachbarschaftliche, wirt-
schaftliche Beziehungen zum Vereinten Konigreich aufrechtzuerhalten.

Dr. Werner Pfeil (FDP) legt dar, die Anhérung habe sehr wohl gezeigt, dass man sich
in einem permanenten Erneuerungsprozess im Verhaltnis zu GroR3britannien befinden
musse, zumal das Ergebnis der Enquetekommission auch von den Sachverstandigen
gar nicht mehr so prasent hatte wiedergegeben werden kdnnen. Die Sachverstandigen
hatten sich teilweise gar nicht mehr daran erinnern konnen, was denn das Ergebnis
der Enquetekommission gewesen sei. Teilweise habe sich das auch Uberholt, weil die
Entwicklung weitergehe.

Deswegen sei es sehr wichtig, permanent neue Themen aufzugreifen, die vor 5,6 Jah-
ren Uberhaupt keine Rolle gespielt hatten — Thema Wasserstoff, KlI, Cybersicherheit,
Forschungskooperation. Das seien die Themen, die aktuell seien. Von allen Sachver-
standigen sei das Thema ,Netzwerk* aufgegriffen worden.

Prof. Dr. Daniel Zerbin (AfD) gibt an, die Anhorung habe verdeutlicht, dass es in vielen
Punkten harke. Der Brexit sei aus Sicht seiner Fraktion allerdings keine Katastrophe.
Viele Probleme hatten Grunde in anderen Krisen.

Die Zusammenarbeit scheitere oft an fehlendem Willen und Interesse auf beiden Seiten.
Die wissenschaftliche Zusammenarbeit scheine zu funktionieren, harke aber auch an
vielen Stellen. Insbesondere sei es traurig, dass das Erasmus-Programm so nicht
mehr mit GroRRbritannien funktioniere. Er kenne es noch aus seiner eigenen Erfahrung
als Hochschullehrer an der Hochschule in Hamburg. Da habe es eine Partnerschaft mit
Portsmouth gegeben, das sei immer sehr fruchtbar gewesen. Portsmouth als Hafen-
stadt habe ahnliche Probleme und Herausforderungen wie Hamburg.

Es sollte ein Nachfolgeprogramms geben. Beide Seiten sollten konstruktiv zusammen-
arbeiten. Dann konnten viele Probleme gelést werden. Die Empfehlungen der Enquete-
kommission, die noch aktuell seien, sollten weiter abgearbeitet werden. Da sehe er die
Landesregierung in der Pflicht.
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Dr. Gregor Kaiser (GRUNE) hélt fest, die Anhérung habe gezeigt, dass die Zusam-
menarbeit gut funktioniere, dass es von beiden Seiten weiterhin ein grof3es Interesse
an einer intensiven Zusammenarbeit gebe im Gegensatz dazu, wie es gerade darge-
stellt worden sei. Auch seien die Voraussetzungen daflir gegeben. Der Bericht der
Enquetekommission sei erwahnt worden, in dem viele Punkte aufgefuhrt wirden.

Nichtsdestotrotz sei es wichtig zu betonen, dass eine Reprasentanz vor Ort wichtig
sei. Die gebe es. Auch wenn im digitalen Zeitalter viel von anderen Orten aus gemacht
werden konne, aus Dusseldorf, aus London Uber die verschiedensten Kanale, die es
da mittlerweile gebe, glaube er, dass die Arbeit gut aufgestellt sei und weiterhin mit
dem Vereinigten Konigreich, mit England, Schottland gut zusammengearbeitet werde,
um auch die Interessen NRWs dort umzusetzen.

Minister Nathanael Liminski (MBEIM) schickt voraus, er habe der Anhdrung nicht
beiwohnen konnen, habe sich aber darUber berichten lassen. Er glaube auch, dass
sich ein differenziertes Bild dargestellt habe. Das sei zumindest das, was ihm berichtet
worden sei. Er sei dankbar, dass sich die Sachverstandigen in unterschiedlicher Art
und Weise damit befasst hatten. Den Vorschlag von Herrn Roberts, den Lenkungs-
ausschuss thematisch zu untergliedern, werde er gerne aufgreifen und mit den Kolle-
gen im Lenkungsausschuss besprechen.

Naturlich musse man aufpassen, dass man sich nicht in Strukturarbeiten ergehe. Er
glaube, dass die Fokussierung der Lenkungsausschussarbeit richtig sei, letztes Mal
mit den Schulern, den Auszubildenden, jetzt mit der Forschungszusammenarbeit. Da-
ran werde man festhalten. Das eine schlief3e das andere nicht aus. Man mache kein
Sitzungsmarathon im Sinne davon, dass man sich permanent treffe, sondern es werde
versucht, die Treffen effizient zu nutzen, dazwischen auch thematisch zu arbeiten. Da-
gegen spreche nichts. Insofern greife er das gerne auf.

Zum Ausdruck gekommen sei — das sei ihm auch personlich wichtig —, dass es gelungen
sei, mit ,nrw:exchange® das aufzufangen, was durch den Brexit in der Tat schweren
Schaden erlitten habe. Wenn man sich das nichtern anschaue, misse man konsta-
tieren — Herr Yuksel habe es fur die Stadtepartnerschaften beschrieben —: Im Bereich
der Schiler-, Auszubildenden- und Studierenden-Austausche habe der Brexit einen
tiefen Einschnitt mit sich gebracht. Die Visa-Hurde sei fur viele Schulen, Universitaten
und andere Anbieter eine echte Schwelle.

Es sei gelungen, mit nrw:exchange Hilfe zu geben und Dinge erst einmal zu erhalten.
Dass es mehr werden konne, sei immer klar. Es musse das Interesse bei den Ziel-
gruppen naturlich da sein. Es eine sicher alle diesem Kreis, dass man gerade jungen
Leuten ermoglichen wolle, den personlichen Kontakt zu suchen, personliche Eindricke
zu bekommen. Deswegen werde die Landesregierung weiterhin einen Schwerpunkt
darauf setzen.

Was die Wirtschaftsbeziehungen angehe, so sei es so, wie gerade von Herrn Kaiser
und Frau Plonsker gesagt worden sei. Da sei die Frage des Bliros eine Seite, da kdnne
man auch viel uber andere Mittel machen. Aus der Erfahrung mit dem Landesburo in
Israel, das aus Uberzeugung mit sehr viel Aufwand betrieben werde, was auch sehr
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richtig sei — es habe sich gerade auch im letzten Jahr noch einmal gezeigt —, musse
man sich dartber im Klaren sein: Wenn man so etwas mache, sei damit auch viel
verbunden. Es gehe auch da um Steuerzahlergeld. Das musse jederzeit gerechtfertigt
werden konnen. Man sei schon dabei, Uber unterschiedliche Modelle nachzudenken,
auch mit anderen Institutionen, die schon vor Ort seien, um den Footprint da zu erwei-
tern, auch Verbindlichkeit, Stetigkeit, Verlasslichkeit, Ansprechbarkeit sicherzustellen.

Nun sei es ja nicht so, dass man sagen wirde, alles, was da sei, sei gut und das reiche
dann auch. Man sehe schon, dass man da sicherlich mehr machen kdnne. Wenn man
es auf den Weg bringe, sei immer die Frage, ob man das auch dauerhaft etablieren
konne. Es helfe niemandem, wenn man ein Strohfeuer anlasslich eines Jubilaums
zunde, und im Jahr danach gehe alles wieder bergab. Man sei dabei, das aufzuarbei-
ten. Er sei froh und dankbar, dass man mit NRW.Global Business einen sehr starken
Partner habe, aber auch NRW.Energy4Climate und andere seien dort engagiert.

Die Bereiche ,Transformation®, ,Energiesysteme®, ,Wasserstoff* seien prominent ge-
laufen. Die Landesregierung nehme die Impulse aus der Anhdrung auf. Angesichts der
Dynamik dieser Zeiten werde man mit Blick auf die besonderen Beziehungen wahr-
scheinlich nie an den Punkt kommen, dass man sage, dass reiche jetzt. Man musse
sich weiter darum bemuhen. Dieses Bestreben konne er seitens der Landesregierung
gerne zu sagen.

Dr. Giinther Bergmann (CDU) findet die Ausfihrung insbesondere zur Verstetigung
sehr wichtig. Er erinnere an Anna von Kleve, die Einzige, die Heinrich den VIII. Uberlebt
habe und heute quasi als Nordrhein-Westfalin in Westminster Abbey beerdigt sei. Von
daher musse er als jemand, der aus Kleve komme, dazu etwas sagen.

Er habe sieben Jahre in England Schulen besucht. Damals sei er mit Visum eingereist,
weil die Englander nach dem Beitritt die Regularien erst nach Jahren angepasst hatten.
Wie erschwerend das gewirkt habe, kbnne man sich ansatzweise Uberlegen. Danach
habe er namlich erlebt, wie man einfach so einreisen konnte. Allein dieses Hindernis
bringe Erschwernisse im Bereich der Schuleraustausche von Internationalen Schulen,
auf einer sei er Ubrigens auch Schuler gewesen.

Er unterstreiche das, was Herr Yuksel gesagt habe. Das sollte man sich bei allen landes-
wichtigen Themen immer vor Augen halten: Es sei leider kein Grof3britannien spezifisches
Problem, das Herr Yuksel da beschrieben habe. Neben der Kreisstadt Kleve, die eine
Partnerschaft mit Worcester habe, betreffe das nicht nur die deutsch-englischen, sondern
die deutsch-niederlandischen, die deutsch-franzdsischen Stadtepartnerschaften. Die
Besonderheit der Stadtepartnerschaften sei in den nachfolgenden Generationen nicht
mehr so prasent, wie sie es nach dem Krieg gewesen sei. Das Bewusstsein fur den
Wert einer guten vernetzten Zusammenarbeit, die einen erheblichen Teil zum Frieden
in Europa beitragen kénne, verflache. Das liege an der Veranderung der Einstellung,
weil es ganz normal sei, dass Europa da sei.

Er habe noch geschmuggelt. Heute wiirden die Leute einfach in Holland einkaufen.
Das sei Ubrigens verjahrt, deshalb konne es zugeben.

(Heiterkeit)
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Diese Dinge wurden als Wert im Leben nicht mehr erkannt, sondern wurden als Selbst-
verstandlichkeit genutzt. Dass das aber nicht selbstverstandlich sei, misse man der
jungeren Generation starker prasentieren. Deswegen seien die genannten Themen
sehr wichtig.

Wenn man in eine Stadt in Nordrhein-Westfalen fahre, stinden am Ortseingangsschild —
das werde auch im Ruhrgebiet oder in Bochum so sein —, alle Stadtepartnerschaften.
Wenn man kritisch hinterfrage, wie lebendig die dort aufgeflihrten Partnerschaften
seien, wurden einem wahrscheinlich die Tranen in die Augen schielden. Deswegen sei
so wichtig, dass man an der Stelle etwas tue. Er unterstitze das, was der Herr Abge-
ordnete Yuksel gesagt habe.
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3  Europa einfacher erfahrbar machen: Ausbau der Nachtzugverbindung von
Aachen nach Amsterdam unterstiitzen

Antrag
der Fraktion der FDP
Drucksache 18/7205

(Uberweisung des Antrags an den Ausschuss fiir Europa und In-
ternationales — federfiihrend — sowie an den Verkehrsausschuss
am 13. Dezember 2023)

Dr. Werner Pfeil (FDP) gibt an, der Antrag sei im umgekehrten Verfahren in den Aus-
schuss gekommen. Im Plenum habe man sich daruber gar nicht ausgetauscht. Er sei
Dr. Bergmann fiir seine AuRerungen zum Schluss sehr dankbar, sie wirden namlich
hervorragend zu diesem Antrag passen.

Heute gehe es um Verfahrensabsprachen. Er bitte, eine Anhérung zu dem Antrag
durchzufihren. Die Niederlander warden eine Machbarkeitsstudie zu dem Thema be-
antragen. Es sei wichtig zu zeigen, dass die Themen nachhaltige Bahnverbindungen
als Nachtfahrten, grenzuberschreitende Zusammenarbeit und 6kologische sinnvolle
Maflnahmen im Bereich Verkehr im Mittelpunkt stiinden, was auch die Niederlander in
ihrem Antrag so sehen wurden.

Vorsitzender Stefan Engstfeld halt fest, die Anhérung solle in Prasenz stattfinden.
Dr. Werner Pfeil (FDP) schlagt vor, zwei Sachverstandige pro Fraktion einzuladen.

Der Ausschuss beschlief3t, eine Anhérung zu dem Antrag durch-
zufuhren.


https://intranet.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD18-7205.pdf
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4 Reisebericht Ungarn (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 1])

Minister Nathanael Liminski (MBEIM) tragt vor:

Sehr geehrter Herr Vorsitzender. Liebe Frau Blask! Meine Damen und Herren Ab-
geordneten. Gerne werde ich Uber diese Reise wie gewohnt mindlich berichten.
Vielleicht vorweg einige Bemerkungen zu unserer Partnerschaft mit Ungarn. Schon
seit 2008 pflegt das Land Nordrhein-Westfalen eine verstarkte Partnerschaft mit Un-
garn. Sie wurde parteilbergreifend durch alle Zeiten durch von allen Vorgangerre-
gierung fortgesetzt, das tun auch wir.

Ich wurde ganz klar vorweg sagen: Das ist keine einfache Partnerschaft aus offen-
sichtlichem Grund. Es gibt mit der ungarischen Regierung deutliche politische Re-
ferenzen. Ich will nur zwei Bereiche nennen. Das eine sind die Defizite Ungarns im
Bereich der Rechtsstaatlichkeit in allen Auspragungen. Dagegen lauft auch ein ent-
sprechendes Verfahren der Europaischen Union. Es ist fur uns vollig klar, dass Ge-
waltenteilung, Unabhangigkeit der Gerichte, Medienfreiheit in allen EU-Mitglieds-
staaten gelten missen.

Ein zweiter Bereich, den ich benennen will, ist die Russlandpolitik der Ungarn. Das
jungste Treffen Viktor Orbans mit Putin in China hat, sozusagen zeitgleich zur Reise —
es war kurz zuvor — noch einmal gezeigt, wie diametral unterschiedlich unsere Auf-
fassungen sind. Ich bin dennoch und bewusst nach Ungarn gefahren, um den Dia-
log zu suchen, auch zu kontroversen Themen.

Wir kdnnen zum einen als langjahriger Partner Nordrhein-Westfalen, aber zum an-
deren auch als Land Dinge mitunter vielleicht auch konkreter und deutlicher anspre-
chen, als es manchmal fur die Bundesregierung so moglich ist. Das gilt auch far
andere bilaterale Beziehungen. Dementsprechend habe ich das so gemacht, habe
dazu allerdings auch die Bundesregierung informiert. An der Stelle: Bei aller unter-
schiedlichen Zusammensetzung kann man auch getrennt marschieren und vereint
zuschlagen.

Wir haben dem Anlass entsprechend die Ergebnisse der Regierungskommission
gewdurdigt und dann auch wieder neu auf den Weg gebracht. Zum anderen aller-
dings habe ich dann auch diese Reise, diesen sehr dicht gepackten Tag, genutzt,
um Gesprache sowohl mit Vertretern der Regierung, der Opposition, aber auch von
zivilgesellschaftlichen Institutionen zu fihren. Regierungsseitig habe ich gesprochen
mit dem Leiter des Ministerprasidentenamtes, mit Herrn Gulyas, das ist so etwas
wie der Chef-PK in Deutschland, auf3erdem mit der Vorsitzenden des EU-Ausschusses
im Parlament, Frau Varga, friher Justizministerin.

Ich habe diese beiden Gesprache genutzt, um die kritischen Punkte deutlich anzu-
mahnen. Ich habe die Themen aufgerufen, die ich gerade eben genannt habe, habe
dabei auch darauf hingewiesen, dass die kommende ungarische Rats-prasident-
schaft, die dort schon vielfach im Hinterkopf ist, auch eine Chance fur Ungarn dar-
stellt, den Weg zurtick in die Europaische Gemeinschaft selber zu finden.

Als Prasidentschaft ist man immer dazu aufgerufen, Kompromisse zu finden, Konsens
zu stiften. Das ist vielleicht auch ein Weg, ohne gegentiber der eigenen Bevolkerung



Landtag Nordrhein-Westfalen -25 - APr 18/456

Ausschuss fur Europa und Internationales 12.01.2024
17. Sitzung (6ffentlich) sd-yo

und Offentlichkeit das Gesicht zu verlieren, an der einen oder anderen Stelle Kor-
rekturen vorzunehmen. Ich habe durchaus Offenheit wahrgenommen flir diesen Ge-
danken, das auch als Chance zu begreifen. Ich habe aber auch klargemacht, dass
daflr an der einen oder anderen Stelle tatsachlich Korrekturen notwendig sind. Ne-
ben den rechtsstaatlichen Themen ist das auch die Ukraine-Politik, die zwischen-
zeitlich wieder neue Aktualitat bekommen hat, um wieder in die Geschlossenheit
der Europaischen Union einzustimmen.

Es wurde mir gegenuber auch vermittelt, warum Ungarn manche Positionen vertritt.
Da ist manches zumindest nachvollziehbar, wenn man auch mal gezeigt bekommt,
was zum Beispiel die Energieabhangigkeit von Russland angeht. Das war, wie ich
finde, von einer grol3en Offenheit gepragt. Ich als Vertreter der Landesregierung
habe klargemacht, dass fur uns der Konflikt zwischen Russland und der Ukraine ,at
stake” ist. Ich habe klar gesagt, warum wir da welche Positionen vertreten.

Mit dem stellvertretenden ungarischen Auflienminister, mit Herrn Magyar, habe ich
die Ergebnisse der Regierungskommission, die zuvor getagt hatte, zur Kenntnis ge-
nommen. Wir haben auRerdem das nachste Arbeitsprogramm verabschiedet. Das
beinhaltet Projekte in den Bereichen Wirtschaft, Justiz, Hochschulzusammenarbeit,
Forschungszusammenarbeit, Kultur und Gesellschaft.

Ich finde, dass wir mit Ungarn, was die Regierungskommission angeht, eine gute
Mischung haben zwischen der Fortfihrung etablierter und bewahrter Projekte und
gleichzeitig auch der Initialisierung neuer Projekte. Was meine ich damit? Wir wer-
den zum einen Dinge fortsetzen im Bereich der Zusammenarbeit auf dem Feld der
Geothermie, im Bereich der Stipendiaten-Programme mit der Andrassy Universitat
oder auch Gerichtspartnerschaften. Gerade dem letzten Punkt messe ich vor dem
Hintergrund der Konflikte, die wir mit Ungarn haben, eine grof3e Bedeutung zu.

Aber wir haben eben auch neue Projekte initialisiert, etwa im Bereich Technologie-
transfer, Kunststoffindustrie, Forschungsarbeit, Medizin oder auch Digitalisierung
der Justiz. Das sind alles Kanale, auf denen man naturlich auch andere Dinge trans-
portieren kann als nur Fachexpertise, die nie neutral ist. Das will ich auch direkt
dazu sagen. Demensprechend haben wir da auch sehr offen gesprochen. Ich
glaube, dass sich diese fachliche Zusammenarbeit im Interesse beider Seiten wei-
terentwickelt.

Ich habe ein weiteres Problemthema angesprochen. Uns hier als Landesregierung,
aber auch die Bundesregierung erreicht vielfach der Hinweis von Unternehmen aus
der ganzen Welt, dass die staatlichen Eingriffe in Ungarn zunehmen. Es war inte-
ressant zu sehen, dass dieser Hinweis auf der ungarischen Seite ziemlich einge-
schlagen ist. Das ist sozusagen ein sehr empfindlicher Backbone auch der Regie-
rung Orban. Man rihmt sich seiner wirtschaftlichen Bilanz und nimmt das mitunter
als Rechtfertigung fur andere Mallinahmen. Deshalb hat man da auch sehr sensibel
reagiert auf allen Ebenen. Ich konnte das entsprechend belegen. Wir fihren ja auch
Gesprache in Berlin mit den Vertretern der gro3en Unternehmen in Deutschland.
Und das war zum Beispiel so etwas, wo ich sagen muss: Daflr war die Reise eine
gute Gelegenheit, das personlich zu Ubermitteln. So etwas gibt es auch schriftlich
seitens der Bundesregierung. Ich habe auch gemerkt, wie ein schriftlicher Brief an
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der Stelle von der Parlamentarischen Staatssekretarin Brantner aus dem BMWK in
der ungarischen Administration sozusagen verarbeitet wird. Wenn Sie da personlich
sitzen und denen das anhand von Beispielen erlautern, ist es nicht ganz so leicht,
das alles so abzutun. Dementsprechend lohnt dafir auch der direkte persdnliche
Austausch.

Ich habe neben den Regierungsvertretern auch Vertreter der Zivilgesellschaft ge-
troffen, zum einen ging es um das Thema ,Medien®. Ich habe dort Vertreter des
Center for Independent Journalism und der Faktencheckplattform Lakmusz getrof-
fen, aullerdem einige Journalisten, habe mich mit denen uUber die tatsachliche Situ-
ation von Journalisten on the ground in Ungarn unterhalten.

Ich habe danach ehrlicherweise selber vieles besser nachvollziehen konnen. Das
schwierige Gebaren der Regierung Orban ist, dass viele EinzelmaRnahmen, fir sich
genommen, rechtlich zulassig sind, in ihrer Summe allerdings, mit einer klaren Ziel-
setzung versehen, schon ein sehr problematisches Vorgehen beschreiben. Man
muss das auch wirklich im Zusammenhang sehen und verstehen, um auch die
Problematik zu erkennen. Wenn Sie die einzelnen MalRnahmen geschildert bekom-
men, wirden Sie sagen: Das ist fur sich genommen jetzt nicht so au3ergewohnlich.
Das wurde aber belegt. Ich habe ja gesagt, Faktencheckplattform, das waren nicht
irgendwelche Behauptungen, sondern Dinge, die auch belegt werden konnten. Das
ist in der Tat etwas, was uns Sorge machen muss, die Marktmacht staatlicher, re-
gierungsnaher Medien.

Dann auch so Dinge wie: Wohin gehen Werbeauftrage? Welche Journalisten waren
zu welche Veranstaltung zugelassen? Das sind alles Techniken, Mechanismen, die
man auch beschrieben bekommen muss. Deswegen war das ein sehr fruchtbarer
Austausch.

Ich habe auRerdem Vertreter der LSBTIQ*-Szene getroffen. Das ist ein zweites gro-
Res Thema neben den Medienfreiheit, das international immer wieder Beachtung
findet, der Umgang mit Minderheiten generell, hier besonders die Frage Akzeptanz
und rechtliche Gleichstellung von LSBTIQ*. Ich habe dazu die Parlamentarier-
gruppe — es gibt eine Parlamentariergruppe im Ungarischen Parlament — aufge-
sucht, aulRerdem Vertreter von Amnesty International und einer weiteren NGO. Ich
habe dort versucht, immer sehr konkret nachvollziehen zu konnen, was die Prob-
leme dieser Gruppen in Ungarn sind.

Auch da bietet sich ein differenziertes Bild. Es gibt in Budapest einen Christopher
Street Day, der wird auch von der Polizei bewacht. Das konnte man jetzt first hand
als Zeichen dafir nehmen, dass gar keine Probleme gegeben sind. Wenn man sich
aber anschaut, dass es keine Debatten zu diesem Thema im Parlament geben soll
und darf, dass in Medien kriminalisiert wird, dass in der Bildungsarbeit kriminalisiert
wird, dann sind dort in die Probleme in diesem Bereich sichtbar. Auch hier muss
man hingucken, damit man der Sache gerecht wird, nattrlich auch allen Beteiligten
in der Kritik gerecht wird. Ich glaube, dass die Vertreter das auch alles hilfreich emp-
funden haben, dass jemand aus Nordrhein-Westfalen sie dort aktiv aufsucht.
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Dann habe ich auch Vertreter der Opposition getroffen, sofern sie nicht darin schon
enthalten waren. Ich habe den Oberbilrgermeister von Budapest aufgesucht, der
nicht der Regierungspartei angehort, und habe mich mit ihm besonders daruber
ausgetauscht, was es heildt, als der Opposition Angehdriger, trotzdem prominenter
Politiker in diesem Land Politik zu machen. Das ist vielfach schwierig. Er hat natur-
lich eine gewisse eigene Stellung, die ihm manches ermdglicht. Aber wenn es da-
rum geht, bestimmte Themen aufzurufen, dann sieht er sich trotzdem dieser Medi-
enlage, dieser anderen politischen Instrumente ausgesetzt. Deswegen war es mir
wichtig, ihn auch personlich zu treffen.

Zum Abschluss meiner Reise habe ich die Europakonferenz an der Andrassy Uni-
versitat eroffnet. Das war eine gute Gelegenheit, um fast alle dieser Themen noch
einmal mit einem offenen Publikum anzusprechen. Ich habe dort auch mit den Stu-
dierenden diskutiert. Mir war wichtig in Prasenz auch der Vertreter der Regierung,
die natlrlich auch dort waren, trotzdem noch einmal klar festzuhalten, dass fur uns
in Europa der Wert von Freiheit, Demokratie und Rechtsstaatlichkeit nicht zur Dis-
position steht und dass das die Werte sind, die der europaischen Idee die Strahlkraft
geben und dass Demokratien entweder liberal sind oder keine Demokratie sind.

Das Konzept der illiberalen Demokratie ist aus meiner Sicht eine Tauschung, die
letztlich nur dazu dient, die Aushdhlungen zu verbergen. Das muss man dann auch
mal, auch vor Vertretern der ungarischen Regierung sagen, auch nicht nur in bila-
teralen Gesprachen unter vier Augen, sondern auch in einem Horsaal an der
Andrassy Universitat. Deswegen war mir das wichtig. Ich glaube deshalb, dass die-
ser Tag in Ungarn ein lohnenswerter Besuch war. — Danke schon.

Serdar Yiiksel (SPD) betont, das sei mit Sicherheit ein schwieriger und wichtiger Be-
such in Ungarn gewesen. Ungarn habe bei der Uberwindung der deutschen Teilung
eine besondere Rolle gespielt. Er erinnere an Gyula Horn, der damals Au3enminister
gewesen sei, der den Eisernen Vorhang mit durchschnitten habe.

Wie sich Ungarn in Fragen der Rechtsstaatlichkeit, in Bezug auf Medienfreiheit und
Minderheitsrechte entwickele, habe der Minister gerade ausgefuhrt, auch mit einer ei-
genen aulienpolitischen Agenda, die abgekoppelt sei von dem, was in der Europai-
schen Union als Konsens zur Zeit stattfinde. Das sei mehr als bedauerlich. Ungarn
werde damit der eigenen Geschichte mit dem Aufstand in Ungarn 1956 und der be-
sonderen Rolle, die das Land bei Uberwindung der deutschen Teilung und der euro-
paischen Teilung gespielt habe, nicht gerecht.

Der Umgang sei sehr wichtig. Bei knapp 7 Millionen Wahlberechtigten und einem Par-
lament mit 199 Abgeordneten habe die Fidesz zwar 135 Abgeordnete, habe aber nur
2,8 Millionen Stimmen erhalten. Die Jobbik, die 1,9 Millionen Stimmen habe, habe Uber
das System der Wahlkreise — die Fidesz-Partei habe fast alle Wahlkreise direkt geholt —
tatsachlich diese Parlamentsmehrheit erringen kdnnen. Es gebe aber auch 2 Millionen
Stimmen, die proeuropaisch und demokratisch seien. Das misse man bei aller Dis-
kussion in Ungarn auch sehen. Der Eindruck sei, es gebe einen Block von Fidesz und
Victor Orban. Das sei mitnichten so. Deshalb sei es wichtig, dass Nordrhein-Westfalen
auch im Geleitzug mit der deutschen Auf3enpolitik die Kontakte halte.
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Durch Abschottung sei noch nie etwas besser geworden, sondern tatsachlich durch
die Annaherung, indem man auch die zivilgesellschaftlichen Krafte, die Gewerkschaften,
Wissenschaft, Studierende besuche und sie motiviere, auf dem Pfad der ,europaischen
Tugenden® zu bleiben und Ungarn nicht nur als Viktor Orban anzusehen. Es sei wichtig,
den Partnern bei den Besuchen zu sagen, dass man sie differenziert wahrnehme im
Gegensatz zu dem, wie es manchmal in den Medien riberkomme.

Stefan Engstfeld (GRUNE) merkt an, der Minister habe ausgefiihrt, eine der Gesprachs-
partnerinnen sei Frau Judit Varga gewesen, ehemalige Justizministerin. Sie habe Jura
in Ungarn studiert, gehore der Fidesz-Partei an, zu der auch Orban gehore. Sie habe
im Rahmen des Erasmus-Programms an der Hochschule in Nurtingen, Baden-Wrt-
temberg, studiert, habe von 2001 bis 2018 im EU-Parlament als Beraterin fir mehrere
Abgeordnete gearbeitet, sei dann 2018 Staatssekretarin fiur die EU-Beziehungen ge-
worden, sei 2009 Justizministerin geworden. Die Beziehungen zur EU seien zunachst
nicht im Justizministerium gewesen, seien dann aber dann zu ihr gekommen. Im Juni
2023 sei sie zuruckgetreten. Sie sei jetzt im ungarischen Parlament und dort Vorsitzende
des EU-Ausschusses und Spitzenkandidatin von Fidesz in Ungarn flr die Europawahl.

Warum erzahle er das? Man konne sich vorstellen, dass im Bereich Justiz, da, wo sie
Verantwortung getragen habe, EU-Beziehungen und Ungarn zwei Schlisselthemen
seien. Sie sei eine kontroverse Gesprachspartnerin. Sie komme am 26. Januar nach
Dusseldorf. Es sei geplant — das kdnnten sich die Ausschussmitglieder im Kalender
eintragen —, mit ihr in einen Austausch zu gehen, und zwar am 26. Januar gegen 11 Uhr.
Von 10 bis 11 Uhr finde im Landtag eine Gedenkveranstaltung angesichts der Opfer
des Nationalsozialismus statt. Im Anschluss daran wurde ein Gesprachsangebot an
die Ausschussmitglieder gehen. Das komme noch einmal schriftlich. Er wirde die
Runde auch um die entsprechende Parlamentariergruppe erweitern wollen.

Die Abgeordneten hatten die Moglichkeit, mit ihr in den Austausch zu gehen. Der Un-
garische Generalkonsul habe ihn angesprochen. Der Minister habe bereits den Aus-
tausch gehabt. Er bitte die Ausschussmitglieder, sich den Termin im Kalender einzu-
tragen.
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5 Reisebericht USA (Bericht auf Wunsch der Landesregierung)

Vorsitzender Stefan Engstfeld merkt an, Minister Liminski sei im November 2023 in
die USA gereist und wolle im Ausschuss heute daruber berichten.

Minister Nathanael Liminski (MBEIM) tragt vor:

Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren Abgeordnete! In der Tat holen wir hier
noch einige Berichte nach. Im November war diese Reise, die ganz im Zeichen des
NRW-USA-Jahres stand, deswegen auch in diesem Zeitraum. Mir war wichtig zum
einen, mit Blick auf das NRW-USA-Jahr zu zeigen, was schon da ist in diesen be-
sonderen Beziehungen zwischen Nordrhein-Westfalen und den USA, und zum an-
deren aber auch gemeinsam mit der Generalkonsulin neue Projekte anzustol3en
und zu vertiefen. Es ist nicht Ublich, dass die Generalkonsule Reisen begleiten. Da
das aber eine besondere Partnerschaft ist, hatte ich die Generalkonsulin eingela-
den, und sie hat dankenswerterweise zugesagt. Sie war auch bei dem gesamten
Programm mit dabei.

Die Reise hatte vier Schwerpunkte, auf die ich kurz eingehen mdchte, einmal die
Starkung der Beziehungen mit Pennsylvania und New Jersey, zweitens aktuell der
Kampf gegen Antisemitismus, drittens medienpolitische Themen und viertens die
Unterstitzung des UN-Standortes Bonn.

Im Einzelnen, erst einmal Pennsylvania, New Jersey: Wir haben mit Pennsylvania
eine Partnerschaft als Nordrhein-Westfalen. Ich habe deshalb in diesem Rahmen in
der dortigen Hauptstadt Harrisburg den Wirtschaftsminister des Bundesstaats
Pennsylvania getroffen. Die Zusammenarbeitserklarung wurde 2022 erneuert und
wird nun in den Bereichen ,Wasserstoff‘ und ,Berufsausbildung® konkretisiert.

Wir wollen, dass vor allen Dingen auch daruber tun, dass wir Verwaltungsaustau-
sche intensivieren. Wenn man sich anschaut, wie Amerikaner genehmigen und pla-
nen, ist das mitunter etwas, wovon wir viel lernen konnen. Und da wir uns ja dazu
auch mit der Bundesregierung im andauernden Austausch befinden, ist das etwas,
wo wir gesagt haben: Das mdchten wir uns genauer anschauen.

Ich habe aul3erdem mit der kleinen Delegation das Unternehmen Phoenix Contact
besucht, was im lippischen Bloomberg seine Wurzeln hat, dort in Harrisburg eine
grol3e Reprasentanz. AulRer dem Stichwort ,neue Impulse® haben wir eine Zusam-
menarbeit mit einer Nichtregierungsorganisation gelaunched, namlich Launch of
Philadelphia. Das ist eine Initiative, die sich besonders darum bemuht, dass Ju-
gendliche oder junge Menschen aus eher bildungsfernen Teilen der Gesellschaft
die Mdglichkeit bekommen, einen Austausch zu machen oder zumindest mit Dingen
aulerhalb ihrer Stadtgrenze oder Landesgrenzen in Berihrung zu kommen. Unser
Schulsystem wird das jetzt fortfUhren. Frau Feller, die in diesem Jahr auch in die
USA reisen wird, wird das dort noch einmal weiter vertiefen. Das ist etwas, wovon
wir selber auch profitieren. Aber wir moéchten auch davon lernen, wie die das ma-
chen, sozial benachteiligte Schilerinnen und Schiler mit ihren Familie zu erreichen
und dann tatsachlich zu motivieren. Fur die ist das ein gro3er Schritt, das muss man
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einfach sehen. Philadelphia, jemand der sich hiermit befasst hat, weil}: Das ist eine
Stadt, die sehr stark vom Strukturwandel betroffen ist. Der ehemalige Oberburger-
meister von Philadelphia war mit dabei.

Es ist mitunter gar nicht so leicht, Menschen aus diesen Kreisen dafiur zu gewinnen,
zu sagen: Ja, mein Kind macht jetzt einen Austausch nach Deutschland. Das ist
dann doch eine grole Sache. Deswegen war uns das wichtig. Wir waren auch des-
halb in Philadelphia, weil damals die ersten Siedler aus Krefeld in German Town
ankamen. Wir waren auch dort, wo sie ankamen und wo auch ein Gedenkstein
steht. Ich fand es zumindest personlich — vielleicht liegt es daran, dass ich Historiker
bin — ganz bewegend, dort 340 Jahre spater zu sein und sich mit den dortigen Hei-
matforschern dartber zu unterhalten, was damals die Fragen waren, die sich die
ersten Siedler gestellt haben. Das zu Pennsylvania.

Dann zum Thema ,New Jersey*“: Hier habe ich den Gouverneur Phil Murphy getrof-
fen, das hat dann per Video stattgefunden, weil der New Yorker Verkehr es nicht
zugelassen hat. Wir haben uns sehr konkret unterhalten Gber Zusammenarbeit beim
Ausbau der erneuerbaren Energien — New Jersey geht da sehr voran — und uber
den Bereich der Chemie. Auch hier wollen wir die Verwaltungen entsprechend star-
ker kooperieren lassen. Aulkerdem haben wir vor, die Unternehmen, die wir teil-
weise an beiden Standorten haben, im Bereich der Ausbildung starker miteinander
zu verzahnen. Evonik ist ein Beispiel, aber es gibt viele andere auch, die in New
Jersey investiert haben. Das vielleicht zu den beiden Bundesstaaten.

Im zweiten Teil will ich etwas sagen zum Thema ,Kampf gegen Antisemitismus®.
Jeder, der nach New York City fahrt, weil, dass dort vielfach judisches Leben sozu-
sagen einen Fokus oder ein Zentrum hat. Deshalb habe ich die Gelegenheit genutzt
und habe es dankenswerterweise eingerichtet, den Prasidenten des Judischen
Weltkongresses, Herrn Ronald Lauder, zu treffen. Er ist eine beeindruckende Per-
sonlichkeit. Mit ihm habe ich darUber gesprochen, wie die Situation gerade in
Deutschland ist, was wir in Nordrhein-Westfalen machen, was aus seiner Sicht not-
wendig ist, auch naturlich tUber den Konflikt im Nahen Osten.

Das war auch Thema meines Gespraches mit dem Israelischen Botschafter bei den
Vereinten Nationen, mit Herrn Gilad Erdan, der mitunter auch umstritten ist, der
auch keine ganz einfache Situation hat, Israel bei den Vereinten Nationen zu ver-
treten. Mir war es wichtig, mit ihm personlich darlber zu sprechen, was das heif3t.
Ich habe aul3erdem das Jewish Heritage Museum aufgesucht und traf dessen Pra-
sidenten, um mir Uber die israelische bzw. judische Holocaust- Gedenkarbeit ein
Bild zu machen. Mit diesem Museum gibt es eine Kooperation mit unserem MKW,
die wir jetzt noch einmal, auch digital ausweiten werden, wo wir Kenntnisse, die dort
sind, bei uns Studierenden und anderen zukommen lassen kénnen. Das vielleicht
zu diesem Thema.

Dann der dritte Bereich, medienpolitische Termine. Es war so, dass ein kalendari-
sches Anker fur diese Reise die Verleihung der International Emmys in New York
war, zu der ich seit sechs Jahren, seit ich Medienbetreuer bin, eingeladen werde,
wo ich nie zusagen konnte. Aber dieses Jahr war es im Rahmen der USA-Reise
madglich, gemeinsam mit Vertretern der deutschen Sender, Stichwort ZDF, aber
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auch des Privatrundfunks und deutscher Produzenten, vor allem aus Nordrhein-
Westfalen, und Schauspieler an dieser Emmy Verleihung teilzunehmen. Das ist eine
Welt fur sich, sehr interessant dieser Ausflug. Es ist, glaube ich, gut, Nordrhein-
Westfalen dort zu vertreten. Wir haben die Gelegenheit genutzt, um dann zusam-
menzukommen mit Vertretern von Netflix & Co. und Uber die Fragen zu reden, die
fur unseren Standort hier wichtig sind.

Medienpolitik spielte auch eine Rolle bei meinem Besuch beim Unternehmenssitz
von Microsoft in New York. Da war es vor allem die Frage der Bekdmpfung von
Hass und Antisemitismus im Netz, was das Unternehmen dazu beitragen kann und
in dem Bereich unternimmit.

Ein vierter Punkt dieser Reise war der Einsatz fur den UN-Standort Bonn. Hierzu
habe ich die UN-Untergeneralsekretarin Melissa Fleming aufgesucht, mit der ich
mich zuvor schon einmal in Bonn unterhalten hatte. Ich habe ihr den UN-Standort
noch einmal ans Herz gelegt, auch mit Blick darauf, dass es fir die UN nicht immer
einfach ist, Konferenzstandorte zu finden, die nicht nur organisatorisch, technisch
in der Lage sind, sondern auch politisch die nétige Stabilitat und — ich sage jetzt mal —
Sauberkeit bieten, um Konferenzen veranstalten zu kdnnen. Bonn ist an der Stelle
etwas, was wir sozusagen permanent vorhalten kdnnen bis zu einer gewissen
Grolde. In Abstimmung mit der dortigen Oberblrgermeisterin habe ich noch einmal
fur den Standort geworben.

Sie nimmt, glaube ich, schon wahr, dass es bei uns eine andere Unterstutzung dafur
gibt als an anderen Orten in der Welt — das hat sie auch gesagt —, dass man Gast-
geber sein will und nicht sein muss, wie es der UN vielfach woanders ergeht.

Dann, last, but not least — ein kleiner kultureller Einsprengsel — war es mir moglich,
eine Vorstellung des Zirkus Roncalli in New York zu besuchen, der zufalligerweise
in dieser Zeit gerade nach jahrelanger Planung ein Gastspiel in Big Apple hatte.
Deshalb war es mir eine besondere Freude, als Vertreter des Heimatlandes von
Roncalli dort auch zu sein. Das hat die auch gefreut und hat sie noch einmal an ihre
Wurzeln erinnert.
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6 Ruckblick auf die erstmalig von der Landesregierung ausgerichtete Woche
der Menschenrechte (Bericht auf Wunsch der Landesregierung)

Minister Nathanael Liminski (MBEIM) tragt vor:

Sie wissen, dass wir uns im Koalitionsvertrag vorgenommen haben, eine solche
Woche der Menschenrechte durchzufuhren und Menschenrechtsverteidigerinnen
und -verteidigern und ihrer Arbeit eine Buhne zu bieten. Wie wichtig das Thema ist,
wird jedem bewusst, der die Nachrichten einschaltet, nicht zuletzt gerade wieder mit
Blick auf Nawalny, aber auch die Lage der Frauen in Landern wie dem Iran oder
Afghanistan. Die Liste lie3e sich endlos fortsetzen.

Ich will auf die Woche kurz eingehen. Im letzten Jahr war die Premiere. Uns war es
wichtig als Landesregierung, bewusst auch solche Orte zu zeigen, die nicht standig
in der Nachrichtenlage sind — Stichwort Ukraine, auch Stidsudan und andere starker
in den Blick zu nehmen —, und zum anderen, dass wir das von vornherein moglichst
breit aufstellen, also nicht nur ein Thema, das den Minister flir Internationales be-
schaftigt, sondern auch die Ministerin fur Wissenschaft und Kultur, die Ministerin far
Schule und Bildung, die Ministerin fur Flichtlinge und Integration, aber auch weitere.

Ich freue mich, dass es uns gelungen ist, diese Breite in unserem kleinen Programm
darzustellen. Wir haben das als Ressort mit einer Auftakt- und eine Abschlussver-
anstaltung eingerahmt — der Auftakt gemeinsam mit dem Menschenrechtsaktivisten
in der Staatskanzlei, der Abschluss eine Veranstaltung zum Internationalen Tag der
Menschenrechte mit der Stadt Bonn gemeinsam. Beides ist, glaube ich, fur sich
genommen gelungen. Beides sind Formate, wozu ich gesagt hatte: Die waren in-
haltlich so klasse, die hatten noch mehr Publikum und Sichtbarkeit verdient.

Deshalb ist flr uns auch wichtig, dass wir in diesem Jahr mit den Erfahrungen aus
dem letzten Jahr arbeiten wollen, den Vorlauf noch langer zu gestalten, gerne auch
mit dem Landtag, der auch im ersten Jahr mitgemacht hat, dass man das noch
starker verzahnen kann, aber auch andere Akteure ihren Baustein in eine solche
Woche der Menschenrechte einfligen kdnnen. Dementsprechend werden wir das
als Schlussfolgerung nehmen.

Es gab auch Aktivitaten von Frau Feller und von Frau Brandes, die Schulbesuche
bzw. Gesprache mit Wissenschaftlern gefuhrt haben. Ich habe das Fazit gerade
schon vorgezogen: Wir haben schon damit begonnen, das rund um den nachsten
Tag der Internationalen Menschenrechte noch einmal aufzulegen. Ich wirde zu ge-
gebener Zeit gerne hier den Planungsstand prasentieren, verbunden mit der herzli-
chen Einladung mitzumachen. Das Thema sollte uns alle verbinden.

Romina Plonsker (CDU) bedankt sich fur den Bericht. Grundlage sei unter anderem
ein Antrag, den die regierungstragenden Fraktionen gestellt hatten. Sie freue sich, wie
es umgesetzt werde, dass es den breiten Widerhall in der Gesellschaft gegeben habe
und punktuell gute Akzente gesetzt worden seien. Sie bedanke sich, dass diese Idee
verstetigt werde.
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Serdar Yiiksel (SPD) legt dar, wenn man sehe, wie sich die Menschenrechtslage in
der Welt nach der Allgemeinen Erklarung der Menschenrechte von vor 70 Jahren ent-
wickelt habe, werde deutlich, dass das ein wichtiges Thema sei. Aus der SPD-Fraktion
gebe es Unterstlitzung insbesondere daflir, dass das Format keine Eintagsfliege sei.
Der Minister habe angekundigt, dass das jedes Jahr gemacht werden solle. Das ver-
diene Unterstlitzung und Respekt. Wichtig ware eine Verzahnung der Schulen, das
intensiver zu machen und nicht nur Schulbesuche zu machen. Vielleicht kbnne man
die Schulen animieren, im Rahmen von Projektwochen solch eine Veranstaltung auch
zu flankieren. Er bitte, das mitzunehmen.

Dr. Gregor Kaiser (GRUNE) bedankt sich dafiir, dass das so intensiv aufgegriffen
worden sei. Er erinnere auch daran, dass im Rahmen dieses Kontextes das Programm
,Demokratiebricken® entstanden sei, was eine wichtige AuRenwirkung mit Blick auf
die Unterstutzung von Menschenrechtsaktivistinnen und -aktivisten und anderen habe,
die sich daflr einsetzten, das in den Landern dieser Welt mehr Gerechtigkeit herrsche.
Es sei sehr wichtig, dieses Thema immer weiter in die Mitte der Gesellschaft zu ricken
und immer wieder darauf hinzuweisen, dass es die Erklarung der Menschenrechte
gebe und weshalb sie entstanden sei. Was der Grund gewesen sei, zeigten auch die
Recherchen, die in dieser Woche aufgeploppt seien, nachzulesen vom Korrektiv, wo
man sehen kdnne, dass es nicht in allen Kdépfen angekommen sei, wie bedeutsam es
sei, dass die Wirde des Menschen unantastbar sei. Das gelte fur jeden Menschen.

Er bedanke sich fur die Umsetzung und insbesondere den Ausblick und die Intensivie-
rung in diesem Jahr. Er wirde sich freuen, wenn die Ausschisse des Landtags in ihrer
Breite mitmachen wurden.

Was die Schulen angehe, so sei es sicherlich richtig, die Schulen immer wieder mit
einzubinden. Aber es gehe in die gesamte Zivilgesellschaft, in die Vereine hinein, die
sicherlich auch eine Menge dazu beitragen konnten, um die Bedeutung der Menschen-
rechte herauszustellen und den Einsatz daflr zu starken.

Vorsitzender Stefan Engstfeld moéchte das Thema auf die Tagesordnung einer Ob-
leuterunde setzen, damit sich der Ausschuss daruber Gedanken machen kdnne, wie
sich der Ausschuss an der Woche der Menschenrechte beteiligen konne. Vielleicht
konne man in dem Zeitraum sogar eine Sondersitzung mit bestimmten thematischen
Schwerpunkten durchfuhren. Dartber sollte ein Brainstorming stattfinden. Er bitte die
Abgeordneten, sich Gedanken daruber zu machen.
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7 Hilfe fur die Ukraine: Forderprogramm ,,Wiederaufbauprojekte NRW-Dnipro-
petrowsk (Ukraine)“ (Bericht beantragt von den Fraktionen von CDU und
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN [s. Anlage 2])

Bericht
der Landesregierung
Vorlage 18/2109

Romina Plonsker (CDU) bedankt sich flir den Bericht — das kénne sie als Abgeordnete,
aber auch als Burgerin des Landes Nordrhein-Westfalen tun — und dafur, was die
Staatkanzlei zusammen mit den anderen Ministerien fur die Menschen in der Ukraine
mache, etwa Uber die Partnerschaft mit Dnipropetrowsk. Leider misse man immer
noch angesichts des Krieges in der Ukraine daruber sprechen, welche Hilfe aus Nord-
rhein- Westfalen komme. Der Bericht zeige die vielfaltigen Aktivitaten der Landesre-
gierung. Sie bedanke sich auch fur den persénlichen Einsatz des Ministers.

Dr. Gregor Kaiser (GRUNE) kommt darauf zu sprechen, dass das Férderende des
Programmes in sechs Wochen sei. Das Férderprogramm solle aber weiterlaufen. Er
frage, ob die Kommunen danach direkt wieder Forderantrage stellen konnten oder ob
da irgendwelche Fristen zu beachten seien.

Prof. Dr. Daniel Zerbin (AfD) hat eine Nachfrage zu den Forderprojekten. Er sei in
der West-Ukraine, in Lwiw gewesen. Er habe sich dort die Arbeit der Polizei angeguckt.
Da habe es noch das Prinzip der Briefumschlage unterm Tisch gegeben. |hn interes-
siere, wie es da mit der Korruptionsbekampfung aussehe, damit die Mittel nicht in falsche
Kanale fléssen.

Minister Nathanael Liminski (MBEIM) bedankt sich flr die Wurdigung der Arbeit aus
den Ressorts und bei der Zusammenstellung des Berichts. Es zeige sich einerseits die
Breite innerhalb der Landesregierung, aber auch die Tiefe innerhalb des Landes. Be-
wusst werde damit begonnen aufzuflihren, was viele Stadte an Projekten Uber das
Foérderprogramm abwickelten. Da habe man mittlerweile eine grof3e Bandbreite erreichen
konnen, thematisch wie auch in der Breite Nordrhein-Westfalens.

Es zeige sich, dass das Forderprogramm, mit dem das kanalisiert worden sei, dazu
beigetragen habe, fur die Akteure gewohntere Strukturen zu bilden, wegzukommen
von einem Einzelfallmanagement, wo jeder Dezernent, jeder OB sich frage, welchen
unsicheren Grund man betrete, wenn man sich darauf wage. Daflr sei im Sommer
dieses Forderprogramm aufgelegt worden.

Der Bericht umfasse nicht nur das Forderprogramm, das im letzten Jahr aufgelegt wor-
den sei. Die Verstetigung I6se neben der Fokussierung auf die Region — Herr Kreuter
habe es eben gesagt — auch immer einen Impuls aus und sei hilfreich fur die Akteure.
Man sehe es daran, dass darauf breit zugegriffen werde.

Die Akteure und die Ressorts seien entschlossen, das fortzufuhren. Die Durchhaltefahig-
keit sei gerade in diesem Konflikt besonders wichtig. Wenn man sich mit der ukrainischen
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Community unterhalte — er sei sicher, viele der Abgeordneten machten dies —, dann
wisse man, dass es vielfach die Sorge gebe, dass die Solidaritat irgendwann, aus welchen
Grunden auch immer, abreilden konnte. Er glaube, die Landesregierung habe den Beitrag
geleistet, dass das durchhaltefahig fortgesetzt werden konne.

Was die Frage nach den Stichtagen angehe, so gebe es einen solchen Stichtag nicht.
Man kdnne weiter beantragen. Das Programm werde nahtlos fortgesetzt. Seinerzeit habe
man mit den Mitteln, die der Haushaltsgesetzgeber bereitgestellt habe, das Forderpro-
gramm ausloben konnen. Die Mittel hatten nach der Kalkulation bis Februar gereicht.
Man habe gesagt, erst dann, wenn der Haushaltsgesetzgeber neue Mittel gegeben
habe — das sei mit dem letzten Haushalt geschehen —, kbnne man auch zusagen, dass
das Programm uber den Februar hinaus fortgefuhrt werde.

Da seien auch jetzt schon Projekte in der Pipeline, die die ganze Breite darstellen wurden.
Das werde sehr dankbar und sehr bewusst in der Ukraine auch wahrgenommen.

Rund um die Luftangriffe Ende letzten Jahres habe er mit dem Gouverneur, mit Herrn
Serhij Lissak, Kontakt aufgenommen. Neben der Erdrterung der Situation habe er ge-
sagt, jeder Transport komme an. Das werde wahrgenommen. Fur dort sei das eine
tagliche Motivation. Mit dem Blau-Gelben Kreuz sei kurz vor Weihnachten mit Blick auf
Energietransformatoren, Krankenhausbetten einiges auf die Stral’e gebracht worden.

Was nun das Prinzip mit dem Umschlag unter dem Tisch angehe, so kenne er das
Prinzip nicht. Dass die Ukraine ein grofderes Korruptionsproblem habe, sei 6ffentlich
bekannt. Vor dem Krieg sei das viel diskutiert worden. Das sei mit dem Ausbruch eines
Krieges naturlich auch nicht abgestellt. Inm sei wichtig, dass man bei der Auswahl der
Partner sicherstelle, dass diese Gelder nicht veruntreut wirden. Deswegen arbeite
man auch mit Profis wie Herrn Kreuter und seinem Team zusammen. Dort arbeite man
mit Partnern zusammen, die im Nachgang auch den Verwendungsnachweis beibringen
wlrden. Man kénne sehen, dass das nordrhein-westfalische Steuerzahlergeld auch
zur Anwendung gekommen sei. Das gelte auch fur vieles, was man bei den Partnern
in Nordrhein-Westfalen unterstutze, der Stadt Duisburg oder Kdln oder Vereinen wie
LWir in Europa“. Die seien ja personlich und mit Adresse bekannt. Sie wirden auch
dokumentieren, was da gemacht werde.

Das Problem der Korruption musse auch im Rahmen der Bemihungen um eine euro-
paische Perspektive fur die Ukraine geldst werden. Das gehére zu den Kriterien, die
erflllt sein mussten.

Serdar Yiksel (SPD) berichtet davon, dass er eine Woche in der Ukraine unterwegs
gewesen sei, in Tschernihiw, in Irpin, Butscha, Kiew und in Lwiw. Der Minister habe
vom Durchhaltevermdgen gesprochen. Ihn habe sehr der Mut und die Durchhaltefa-
higkeit der Ukrainerin unter Ukrainer beeindruckt. Es gebe faktisch in der gesamten
Ukraine keinen sicheren Ort mehr. Durch die standigen Raketen und Drohnenangriffe
konne man sich an keinem Ort in der Ukraine tatsachlich sicher fuhlen.

Jetzt habe man schon einen Exodus aus der Ukraine, insbesondere nach Deutschland
und Europa. Er erlebe, wie dankbar die Menschen vor Ort seien, wenn die Energie-
systeme wieder autark funktionieren kénnten, indem Generatoren da seien, oder wenn
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die Gesundheitsleistungen noch funktionierten, wobei er als stellvertretender Vorsitzen-
der von AWO International in den Schulen, in den Bunkern unterwegs gewesen sei.

Jede Schule — das habe er nicht gewusst — habe besondere Schutzbunker aus der
Sowjetzeit, wo auch die Warmestuben eingerichtet worden seien. Wenn es Luftalarm
gebe, kdnne man in die Bunker gehen, wo dann die Schulerinnen und Schiler auch
unterrichtet wirden.

Es moge diese Probleme mit Blick auf Korruption in der Ukraine geben. Es sollte aber
nicht der Eindruck entstehen, als sei das ein flachendeckendes Problem in der Ukraine.
Die Menschen machten aus wenigen Mdglichkeiten sehr viel.

Es sei eigenes Interesse der Europaerinnen und Europaer, die Lebensgrundlagen der
Ukrainerinnen und Ukrainer so zu unterstitzen, damit nicht ein weiterer Exodus von
Millionen von Menschen stattfinde mit allen Unwagbarkeiten und der Destabilisierung,
die damit einhergehen wurden. Hinter dieser Kriegsfuhrung stecke auch die Absicht,
die Ukraine zu entvolkern und insbesondere durch den Migrationsdruck Europa zu de-
stabilisieren.

Eine Antwort darauf sei auch, wirksam zu helfen. Er kénne nur das unterstreichen, was
der Minister gesagt habe. Die Durchhaltefahigkeit misse mit Sicherheit noch eine
ganze Weile aufrechterhalten bleiben. Das misse auch das Signal an die Partner in
der Ukraine sein. Darauf kdnne es auch keine zweideutige oder eine andere Antwort
geben.

Dr. Gregor Kaiser (GRUNE) hat eine Frage zum Thema ,Kollektivschutz der Gefliich-
tete®. Die sogenannte Massenzustromrichtlinie sei im Februar/Marz 2022 in Kraft ge-
setzt worden und laufe nach drei Jahren aus, also nachstes Jahr. Er wusste gerne, ob
es schon auf Landesebene in Kooperation mit dem Bund dartber Diskussionen gebe.
Es sei anzunehmen, wie in den Wortbeitragen gerade deutlich geworden sei, dass der
Krieg — es ware zu hoffen, dass er dann zu Ende sei — weiter andauere. Da sei zu Uber-
legen, wie mit den Menschen hier umgegangen werde, wie der Schutzstatus weiter-
entwickelt werde, ob geswitcht werden konne. Ihn interessiere, ob es da mittlerweile
schon Gesprache gebe und wie die Erfahrungen auf der Bundesebene in Kooperation
mit den anderen Landern seien.

Minister Nathanael Liminski (MBEIM) bedankt sich bei Herrn Yuksel fur die Bekraf-
tigung und die Bewunderung der Durchhaltefahigkeit der Ukrainerinnen und Ukrainer,
die vor Ort gegeben sei, auch ohne die Unterstutzung von hier. Die Bewunderung teile
er. Er habe es bei seinem Besuch auch so erleben kdnnen, auch mit den Menschen
hier.

Er habe kurzlich mit Frau Neubaur eine Kundgebung in Koln besucht. Das sei kurz
nach Luftangriffen in der Ukraine gewesen. Die Menschen dort wurden direkte Folgen
spuren.

Was die Frage von Herrn Kaiser angehe, so sei das Thema auf der Agenda, musse
aber durch den Bund beantwortet werden. Er wisse, dass das Haus von Frau Paul
dazu mit dem Haus von Frau Faeser bereits im Austausch sei, wie man das fortsetze.
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Aus seiner Sicht mache es Sinn, da eine gesamteuropaische Losung zu finden. Das
sei damals der Vorteil dieser Regelung gewesen.

Was das allerdings fur die Umsetzung in Deutschland heil3e, sei eine zweite Frage —
Stichwort ,, Blrgergeld®. Das sei eine Sache, die die Bundesregierung beantworten
musse.
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8 EU-Projekttag an Schulen in Nordrhein-Westfalen 2024 (Bericht beantragt
von der FDP-Fraktion [s. Anlage 3])

Bericht
der Landesregierung
Vorlage 18/2114

Dr. Werner Pfeil (FDP) bedankt sich fur den Bericht. Er habe keine Fragen an den
Bericht, sondern eine Anregung an den Ausschuss und den Ausschussvorsitzenden.
Es sei immer wieder die Rede davon, dass man die europaischen Institutionen starken
musse, auch den Schilerinnen und Schilern nachvollziehbar erklaren misse, warum
Europa gut sei und was man vom Projekt Europa an Vorteilen bisher genossen habe
und genielden werde.

Es gebe den EU-Projekttag. Es werde zu Recht darauf hingewiesen, dass ein Teil der
Politiker daran teilnehme. Das machten viele auch aus dem Ausschuss. Aber man
erreiche nicht alle. Man erreiche weder alle Schuler noch alle Schulen, auch wenn man
das wolle. An einem solchen Projekttag sei man auf bestimmte einzelne Schulen an-
gewiesen. Wenn sich zum Beispiel mehrere Schulen zusammenschléssen, um die
Oberstufen zusammenzubringen, um an einer solchen Podiumsdiskussion teilzuneh-
men, dann sei das schon sehr viel. So werde das bei ihm in der Region gemacht.

Um so viele Schulerinnen und Schuler wie méglich in Nordrhein-Westfalen zu erreichen,
ware es doch hilfreich, wenn dieser Ausschuss einmal Uber seine Arbeit berichte und
das als Moglichkeit zur Verfugung stelle, nicht fir eine Prasenzveranstaltung, sondern
als Online-Diskussionsgrundlage, die die Schiulerinnen und Schuiler mit ihren Lehrern
abrufen kdnnten, um zu erfahren, was ein Ausschuss in Disseldorfer Landtag flr Europa
mache, der sich mit dem Thema ,Europa“ beschaftige.

Das sei eine Anregung und kénne in der Obleuterunde weiter diskutiert werden. Ahnlich
wie bei dem Thema zu den Menschenrechten, bei dem der Vorschlag vom Vorsitzen-
den gekommen sei, sei es doch eine Mdglichkeit, auf die Arbeit des Ausschusses an
Schulen hinzuweisen, demokratische Strukturen zu erklaren und deutlich zu machen,
dass dieser EU-Projekttag nicht in Brissel alleine stattfinde, sondern dass das auch
immer Auswirkungen auf die nationale Ebene, auf Bundes- oder Landesebene habe.
Das sei die Idee.

Vorsitzender Stefan Engstfeld bedankt sich fur die Anregung, fur die er Sympathien
hege. Das nehme man mit in die Obleuterunde. Ob das bis zum 4. Marz funktioniere,
wisse er nicht, eher vielleicht fur nachstes Jahr. Das werde man diskutieren.

Er meine zu wissen, dass der Landtagprasident alle Abgeordneten anschreiben werde,
um auf diesem Projekttag hinzuweisen, sodass gewahrleistet sei, dass auch alle Ab-
geordneten Kolleginnen und Kollegen die Infos hatten und sich nach Moglichkeit ein-
bringen kdnnten.


https://intranet.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMV18-2114.pdf
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9  Europaischer Gesundheitsdatenraum — Bedeutung fiir Nordrhein-Westfalen
(Bericht beantragt von der FDP-Fraktion [s. Anlage 4])

Bericht
der Landesregierung
Vorlage 18/2094

Dr. Werner Pfeil (FDP) bedankt sich fir den Bericht. Eine herausgehobene Bedeu-
tung habe das, was da geplant sei. Er finde es sehr schade, dass einer der letzten
Antrage seiner Fraktion abgelehnt worden sei, in dem es darum gegangen sei, wie die
Patientenversorgung und die Patientenstrome innerhalb der Grenzregionen seien, ob
Versicherungen diese Leistungen bezahlten und welche Antworten auf Anfragen von
Patienten gegeben wirden. Ob man sich im Ausland behandeln lassen diirfe, ja oder
nein, das sei in vielen Bereichen ungeklart.

Der Ausschuss habe eine Anhérung dazu durchgefiihrt. Er glaube, der Europaische
Gesundheitsdatenraum bendtige die Antworten auf die Fragen, die er damals gestellt
habe.
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10 Sanierung von Gebauden in der Europaischen Union (Bericht beantragt von
der FDP-Fraktion [s. Anlage 5])

Bericht
der Landesregierung
Vorlage 18/2102

Dr. Werner Pfeil (FDP) merkt an, das Land sei zustandig nach der Landesbauord-
nung. EU-Vorgaben wurden durchschlagen, wenn man zustandig sei. Der Bericht
gebe Antworten, in welchen Bereichen man sehr gut unterwegs sei mit Blick auf die
letzte Legislaturperiode und die Anderungen, die damals in der Landesbauordnung
vorgenommen worden seien, und auch auf das, was moglicherweise kommen werde.

Wenn man bestimmte Malinahmen, die Uber EU-Vorgaben hinausgingen, umsetzen
wolle, sei man im Rahmen der Inlanderdiskriminierung und Verscharfung von EU-
Recht, was eigentlich niemand wolle.

Auf der anderen Seite, wenn eine EU-weite Harmonisierung von solchen Standards
auch bei Gebauden umgesetzt werden solle, miisse man sich frihzeitig mit den Abge-
ordneten unterhalten, und das passiere in Brussel. Deswegen sei das eine oder an-
dere, dass hier diskutiert werde, sinnvoll im Hinblick auf zu erlassende Anderungen.

Wenn das Land rechtlich zustandig sei, dann musse man sich Gedanken im Vorfeld
dazu machen. Oftmals passiere das erst im Nachhinein, wenn die Richtlinie fertig sei
und man damit als Abgeordneter konfrontiert werde. Das als Hinweis, dass eine fruh-
zeitige Beteiligung von Abgeordneten auf Landesebene fir Bereiche, in denen das
Land auch zustandig sei, gar nicht schlecht ware.


https://intranet.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMV18-2102.pdf
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11 Was bedeutet das ,,Gesetz uber Kiinstliche Intelligenz* fiir NRW? (Bericht
beantragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 6])

Bericht
der Landesregierung
Vorlage 18/2110

Serdar Yuksel (SPD) bedankt sich fur den Bericht. Die bisherige Regelung, der Vor-
schlag der EU-Kommission aus dem Jahre 2022 sei aus seiner Sicht schon tberholt.
Es werde wichtig sein, den konsolidierten Text tatsachlich zu kennen.

Er bitte, die Beratung zu verschieben und sich dann damit zu beschaftigen, wenn der
konsolidierte Text der Einigung vorliege, insbesondere wenn es um einen risikobasier-
ten Ansatz gehe. Dann sollte sich der Ausschuss das noch einmal genauer anschauen.
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12 Wie bewertet die Landesregierung die Einigung zum ,,EU-Lieferkettengesetz*
fur NRW? (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 6])

Bericht
der Landesregierung
Vorlage 18/2099

Inge Blask (SPD) bedankt sich flr den Bericht. Eine Frage sei nicht beantwortet worden,
namlich was die Landesregierung plane, um die Einhaltung menschenrechtlicher, um-
welt- und klimabezogener Sorgfaltspflichten in den globalen Lieferketten zu starken.
Sie frage, welche eigenen Aktivitaten die Landesregierung plane, um die Dynamik fairer
Lieferketten auch im eigenen Wirkungsbereich zu unterstiutzen.

Minister Nathanael Liminski (MBEIM) fihrt aus, der Bericht aus dem MWIKE stelle
dar, dass noch nicht abschliel3end bewertet werden kdnne, was da am Ende heraus-
komme. Insgesamt bewahrheite sich das, was viele beflurchtet hatten, dass die euro-
paische Regelung an vielen Stellen deutlich strenger sei als das deutsche Lieferketten-
gesetz. Das werde aus Sicht der Wirtschaft als Belastung gesehen. Es seien weitaus
mehr Unternehmen betroffen.

Die Berichtspflicht betreffe die gesamte Lieferkette. Es gebe Verscharfungen in Bezug
auf den Umweltschutz. Es gebe die zivilrechtliche Haftungsklausel. Das seien Dinge,
die von der nordrhein-westfalischen Wirtschaft zumindest als Belastung dargestellt
warden.

Es gebe genauso auch Beispiele, bei denen man sagen konne, gut, dass Belange der
kleinen und mittleren Unternehmen berlcksichtigt worden seien. So sehe das auch die
Landesregierung. Die Landesregierung hatte sich an einigen Stellen noch eine engere
Fassung des Anwendungsbereiches gewlnscht, um Burokratielasten zu vermeiden.
Auch eine Begrenzung der zivilrechtlichen Haftung hatte man sich vorstellen kénnen.
So richtig kbnne man die konkreten Auswirkungen fur die Unternehmen erst nach der
Umsetzung der Richtlinie in nationales Recht bewerten. Er gehe davon aus, dass das
im Sommer, Herbst 2026 der Fall sein werde.

Das MWIKE prife derzeit, welche Unterstlitzungen bereits von Branchenverbanden
jetzt erbracht wurden und wo daruber hinaus die Landesregierung unterstitzen konne.
Man musse gucken, dass man in der Folge aufpasse, dass die Landesregierung nicht,
indem sie zu frih schon sage, was sie sich alles vorstellen kdnne, den Elan innerhalb
der Branchenverbande schwache oder abbremse. Die Selbstverwaltung der Wirtschaft
musse an der Stelle auch zum Tragen kommen. Man musse aufpassen, dass man
nicht meine, als Politik oder Verwaltung alles machen zu kdnnen.

Ob man das auch besser mache, stehe auf einem zweiten Blatt Papier. Klar sei, da,
wo es in der Umsetzung Unterstlitzung brauche, werde es am Ende nicht fehlen.

Inge Blask (SPD) halt fest, Herr Liminski habe den entscheidenden Satz wiederholt.
In der Vorlage sei auch zu lesen:
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»+Aus Sicht der Landesregierung ware zur Vermeidung von Burokratielasten
jedoch eine engere Fassung des Anwendungsbereichs und eine Begren-
zung der zivilrechtlichen Haftung vorzugswurdig gewesen.”

Sie wundere sich schon. Das scheine eher eine CDU-Haltung zu sein. Da fehle ihr an
der Stelle die grine Handschrift. Denn auf der EU-Ebene hatten die EU-Politikerinnen
und Politiker sich anders gedulRert und hatten gesagt, dass sie hart verhandelt hatten
und dass das Gesetz weit Uber das deutsche Gesetz hinausgehe. Sie stelle fest, dass
sich die CDU-Richtung in der Stellungnahme wohl durchgesetzt habe.
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13 Was bedeutet die alilgemeine Ausrichtung zur ,,Netto-Null-Industrie-Verord-
nung“ des Rates fiir NRW? (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 6])

Bericht
der Landesregierung
Vorlage 18/2103

Inge Blask (SPD) bedankt sich fur den Bericht. Nun gebe es eine Vielzahl von Gesetzen
und Verordnungen, die Europa transformieren wirden. Das Thema ,,Gebauderichtlinie”
sei gerade angesprochen worden. Auch die Netto-Null-Industrie-Verordnung verursache
einschneidende Veranderungen in den nachsten Jahren.

Sie frage, wie sich Nordrhein-Westfalen in dieses Verfahren eingebracht habe, ob der
Minister oder Frau Ministerin Neubaur sich flr bestimmte Teile der Verordnung stark
gemacht hatten.

NRW sei ein starker Industriestandort. Das werde heftige Konsequenzen fir die Industrie
in Nordrhein-Westfalen haben, weil sie sich sehr verandern musse. Sie frage konkret
nach den Konsequenzen und Handlungsbedarfen fir Nordrhein-Westfalen. Sicher sei
noch nicht alles in der Umsetzung. Sie wisste gerne, was der Minister vermutet und
ob er absehen kdnne, welche Veranderungen sich fir Nordrhein-Westfalen ergeben
warden.

Minister Nathanael Liminski (MBEIM) antwortet, der Industrieplan zur Finanzierung
des Green Deals sei ein Anliegen und nicht nur eine Belastung. Es sei wichtig, den
Gesetzgebungsprozess zur entsprechenden Verordnung aktiv zu begleiten. Das hatten
Frau Ministerin Neubaur und er durch entsprechende Gesprache in Brussel getan.

Aulerdem habe Kollege Speich im Ausschuss der Regionen federfihrend an der Stel-
lungnahme dazu gearbeitet. Kernforderungen daraus seien in der Ratspositionierung
enthalten, etwa die Erweiterung des Anwendungsbereiches, die sich positiv auswirke,
die Berucksichtigung der gesamten Wertschopfungskette. Das betreffe das One-Stop-
Shop-Verfahren flr die verschiedenen Ebenen.

Bei manchen Dingen habe man sich nicht durchgesetzt. Das sei Ublich in europaischen
Verfahren, wenn er etwa an die starkere Privilegierung der JTF-Gebiete denke, die
man sich gewunscht hatte. Damit habe man sich nicht durchsetzen kénnen. Das sei
auch der Grund, warum man den weiteren Trilog eng begleiten werde. Er sei Mitte
Februar wieder in Brussel und werde dann auch zu dem Thema entsprechende Ge-
sprache fluhren. Das stehe nicht in den Medien, gehdre aber zur Karrnerarbeit und zum
Klinkenputzen eines Europaministers. Frau Neubaur mache das in gleicher Weise.
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14 Verschiedenes

hier: Schalom-Chaveruth: Solidaritatspartnerschaften NRW-Israel

Minister Nathanael Liminski (MBEIM) kindigt an, dass er Uber das Programm im
Ausschuss berichten werde. Uber die ersten fiinf Projekte sei schon konkret entschieden
worden. Andere seien in der Pipeline. Es laufe sehr gut an. Der geringe Zeitverzug sei
auf die bundesseitigen Zusagen zurlckzufuhren, die notwendig gewesen seien, damit
die Partner das auch entsprechend machen kdnnten.

Es gebe ein Interesse in Israel selber. Das Landesburo sei da sehr aktiv. Es gebe auch
ein Interesse Nordrhein-Westfalens. Es bilde sich ab, dass man eine ziemliche Breite
habe, was die Stadte angehe, die mitmachen wollten. Das sei sehr wichtig, sodass
NRW seinen Beitrag dazu leiste, was etwa den Wiederaufbau an den Orten betreffe,
wo der Hamas-Terror besonders zugeschlagen habe. Naturlich gebe es dazu Anfragen,
die beantwortet wurden. Einen geschlossenen Bericht werde er zur gegebener Zeit
hier im Ausschuss prasentieren.

gez. Stefan Engstfeld
Vorsitzender

6 Anlagen
13.02.2024/20.02.2024
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An den Vorsitzenden des Ausschusses Platz des Landtags 1
fiir Europa und Internationales 40221 Dusseldorf

Stefan Engstfeld, MdL
Tel.: 0211.884-2510

E-Mail:
inge.blask@landtag.nrw.de
www.spd-fraktion-nrw.de

- per E-Mail -

24. Oktober 2023

Beantragung von Tagesordnungspunkten fiir die Sitzung
am 3. November 2023

Sehr geehrter Herr Vorsitzender,

im Namen der SPD-Fraktion im Landtag NRW beantrage ich folgende
Tagesordnungspunkte fiir die Sitzung des Ausschusses fiir Europa und
Internationales am 3. November 2023:

TOP 1- Reisebericht Ungarn

Wir bitten um einen miindlichen Bericht Uiber die letzte Reise des Ministers fiir
Bundes- und Europaangelegenheiten, Internationales des Landes Nordrhein-
Westfalen nach Ungarn. Bitte gehen Sie dabei darauf ein, mit welchen
Akteuren welche Themen adressiert wurden und mit welchen Ergebnissen.

TOP 2 — Aktueller Umsetzungsstand der Vereinbarungen NRWs mit
ausldndischen Staaten

Bitte legen Sie dar, welche Inhalte der jeweiligen Partnerschaftserklarungen
NRWSs mit ausléndischen Staaten / Regionen bisher umgesetzt wurden,
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Arbeitstreffen bzw. die letzte Regierungskonsultation stattgefunden hat und
mit welchen Ergebnissen.

TOP 3 — Missionen im Rahmen des EU-Forschungsforderprogramms
Horizont Europa
Am 20.07.2023 hat die Europdische Kommission eine Mitteilung zur Bewertung
des Férderinstruments der sogenannten Missionen im Rahmen des EU-
Forschungsférderprogramms Horizont Europa vorgelegt. Damit erfillt die
Kommission eine Verpflichtung aus der Horizont-Europa-Verordnung, die eine
solche Zwischenevaluation zwei Jahre nach dem Start der Missionen
vorschreibt.
* Wie fallt die Bilanz fiir NRW, aufgelistet nach den jeweiligen Missionen
aus?
+ Welche Ziele verfolgt die Hochschulpolitik der Landesregierung fiir die
kommende Phase?

TOP 4 — Uberarbeitete Eine-Welt-Strategie der Landesregierung?
Im Koalitionsvertrag heit es ,,Wir werden die Eine-Welt-Strategie des Landes
an die neuen internationalen politischen Realitdten anpassen.” (Zeilen 6668-

6669). Bitte erldutern Sie, wie die Uberarbeitete Eine-Welt-Strategie der
Landesregierung aussieht.

Wir bitten die Landesregierung um jeweils einen schriftlichen Bericht sowie die
Méoglichkeit, Nachfragen an das zustdndige Fachministerium in der
Ausschusssitzung stellen zu konnen.

Mit freundlichen GriiRen

%. o
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Romina Plonsker MdL — CDU-Landtagsiraktion NRW Sprecherin fir Europa und Internationales
Berivan Aymaz MdL Griine im Landtag NRW der CDU-Landtagsfraktion

Platz des Landtags 1 — 40221 Disseldorf

An den Berivan Aymaz MdL

Sprecherin flir Europa und Internationales

Vorsitzenden des Ausschusses der Grinen-Landtagsfraktion

Europa und Internationales
Herrn Stefan Engstfeld MdL

Beantragung eines Tagesordnungspunktes fiir die Sitzung des Ausschusses fur
Europa und Internationales am 12. Januar 2024

Sehr geehrter Herr Vorsitzender,

im Namen der Fraktionen von CDU und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN im Landtag NRW
beantragen wir folgenden Tagesordnungspunkt fur die Sitzung des Ausschusses fur
Europa und Internationales am 12. Januar 2024:

,Hilfe fur die Ukraine: Forderprogramm ,Wiederaufbauprojekte NRW-Dnipropetrowsk
(Ukraine):

Im Rahmen der seit dem 28. Februar 2023 bestehenden Regionalpartnerschaft mit der
ukrainischen Region Dnipropetrowsk wurde am 14. September 2023 der Startschuss fur
das Forderprogramm ,Wiederaufbauprojekte NRW-Dnipropetrowsk (Ukraine)* gegeben.
Uber die bereits laufende humanitare Hilfe hinaus sollen iber das Programm Projekte
gefordert werden, die zum Wiederaufbau in Dnipropetrowsk beitragen. Es richtet sich

an Kommunen, Hochschulen, Vereine, Kultureinrichtungen und weitere
gesellschaftliche Akteure aus NRW, die mit Partnem in Dnipropetrowsk
zusammenarbeiten. Langfristig werden laut Landesregierung Kooperationen zu
gemeinsamen Zukunftsthemen angestrebt.

Vor diesem Hintergrund bitten wir die Landesregierung um einen schriftlichen Bericht
und dabei insbesondere auf folgende Fragen einzugehen:

1. Wie ist der Stand der Projekte, die im Rahmen des Forderprogramms bereits
angemeldet wurden? Welche Projekttrager haben Antrage eingereicht und zu
welchen Themen?

2. Inwiefern tragt das Forderprogramm dazu bei, die beiden Regionen auch auf
kommunaler Ebene zu verbinden?

3. Welche Unterstitzungsleistungen wurden seitens der Landesregierung innerhalb
der einzelnen Ressorts im vergangenen Jahr 2023 geleistet?
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4. Welche konkreten Hilfsleistungen seitens der Landesregierung sind im Rahmen
der Regionalpartnerschaft in Planung?
5. Zu welchen gemeinsamen Zukunftsthemen werden Kooperationen angestrebt?

Mit freundlichen GriRen
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An den Vorsitzenden

des Ausschusses fiir Europa und Internationales
Herrn Stefan Engstfeld MdL

Landtag Nordrhein-Westfalen
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Beantragung eines Berichts der Landesregierung zur Sitzung des Ausschusses fiir
Europa und Internationales am 12. Januar 2024

Sehr geehrter Herr Vorsitzender,

fir die Sitzung des Ausschusses fir Europa und Internationales am 12. Januar 2024
bitte ich flr die FDP-Landtagsfraktion um Vorlage eines schriftlichen Berichts der
Landesregierung zum Thema:

EU-Projekttag an Schulen in Nordrhein-Westfalen 2024

Frieden, Freiheit, Rechtsstaatlichkeit und Demokratie sollen auch in Zukunft die Ba-
sis des Zusammenlebens in Europa sein. Eine sehr gute Gelegenheit dies zu un-
termauern stellt dabei der EU-Projekttag an Schulen dar, welcher im Jahr 2007
wihrend der deutschen EU-Ratsprasidentschaft initiiert wurde. Im Rahmen die-
ses Formates besuchen Politiker der unterschiedlichen politischen Ebenen Schu-
len, um sich dort mit den Schiilerinnen und Schilern Gber die EU auszutauschen.

Es soll auRerdem dazu beitragen, dass sich die jungen Europaer und Européaerin-
nen mit der EU auseinandersetzen und Interesse an ihr gewinnen. Das Format
kann dabei frei gewihlt werden, auch ein digitaler Austausch ist moglich. Der
nichste EU-Projekttag an Schulen findet am 04.03.2024 statt. *

In Nordrhein-Westfalen kénnen sich Schulen im ,,geschitzten Schulverwaltungsbe-
reich des Bildungsportals {Anmeldung mit den Benutzerdaten fur die zentralen

"https://www.bundesregierung.de/breg-de/schwerpunkte/europa/eu-projekttag-an-
schulen, letzter Zugriff: 18.12.2023
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Schulverwaltungsanwendungen) bis zum zum 15. Februar 2024“* eintragen.
Dadurch soll Werbung nach aufien gemacht und die Kontaktaufnahme erleichtert
werden. Die Teilnahme fiir die Schulen ist freiwillig, zudem kann die Veranstaltung
auch einige Tage vor oder nach dem 04.03.2024 stattfinden.

Vor diesem Hintergrund bitte ich die Landesregierung zu diesem Sachverhalt Stel-
lung zu nehmen und dabei insbesondere auf folgende Fragen einzugehen:

e Wie viele Schulen und Politiker sowie Politikerinnen nahmen 2022 und
2023 am EU-Projekttag teil?

e Wie viele Schulen und Politiker sowie Politikerinnen nehmen nach Kenntnis
der Landesregierung 2024 am nachsten EU-Projekttag an Schulen teil?

s Plant die Landesregierung fir den 04.03.2024 landesweite Aktionen in
Nordrhein-Westfalen durchzufiihren?
Welche Aktionen sind in Bezug auf digitale Formate geplant?
Kann nicht der Europaausschuss des Landtages virtuell den Schilerinnen
und Schiilern ein 50 minitiges Angebot anbieten, an denen die Schulen sich
zuschalten kénnen und die Politiker je Fraktion mit 5 minitigen Statements
Uber ihre Arbeit informieren und ein Kurzfilm Gber die Arbeit des Europa-
ausschusses die Schiiler landesweit informiert. Danach kann dann in den
Schulen dartber diskutiert werden.

¢ Mit welchen MaRnahmen wirbt die Landesregierung um die Teilnahme an
dem Projekttag?

Mit freundlichen GriiRen

Dr. Werner Pfeil

? https://www.schulministerium.nrw/eu-projekttag, letzter Zugriff: 19.12.2023
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An den Vorsitzenden

des Ausschusses fiir Europa und Internationales
Herrn Stefan Engstfeld MdL

Landtag Nordrhein-Westfalen
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Beantragung eines Berichts der Landesregierung zur Sitzung des Ausschusses fiir
Europa und Internationales am 12. Januar 2024

Sehr geehrter Herr Vorsitzender,

fir die Sitzung des Ausschusses fir Europa und Internationales am 12. Januar 2024
bitte ich flr die FDP-Landtagsfraktion um Vorlage eines schriftlichen Berichts der
Landesregierung zum Thema:

Europdischer Gesundheitsdatenraum - Bedeutung fiir Nordrhein-Westfalen

Nachdem sich im Dezember sowohl die Mitgliedsstaaten der Europaischen Union
(EU) als auch das Europdische Parlament (EP) auf ihre Position zu den Vorschla-
gen der Europdischen Kommission verstdndigt haben, werden bald die finalen
Verhandlungen zum dem geplanten Europdischen Gesundheitsdatenraum (Eu-
ropean Health Data Space, EHDS) aufgenommen.

Der Entwurf der Kommission sieht vor, dass die Blrgerinnen und Biirger der EU
einen besseren Zugang zu und eine bessere Kontrolle tGber ihre Gesundheitsda-
ten in den gesamten EU haben. AufRerdem sollen sich Vorteile fur Forschung und
Innovation ergeben, grenziiberschreitende Hiirden abgebaut und der Datenaus-
tausch ausgebaut werden. Des Weiteren ist im Bereich der Digitalisierung geplant:
LAlle Lander sollen bis Ende 2025 nationale Dienste fir den Zugang zu Gesundheits-
daten einrichten, die auf der Plattform MeineGesundheit@EU basieren.”!

*https://www.europarl.europa.eu/news/de/headlines/society/202312075T0O15736/eu-
ropaischer-raum-fur-gesundheitsdaten-zugang-zu-ihren-gesundheitsdaten, letzter Zu-
griff: 19.12.2023
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Vor diesem Hintergrund bitte ich die Landesregierung zu diesem Sachverhalt Stel-
lung zu nehmen und dabei insbesondere auf folgende Fragen einzugehen:

¢ Welche Folgen hétte die Einfiihrung des EHDS fiir Nordrhein-Westfalen?

e Inwieweit wiirden sich Anderungen fir die Bewohner in der Grenzregion
zu den Niederlanden und Belgien ergeben?

s Welche Schritte mssten in der Digitalisierung des Gesundheitswesens in
Nordrhein-Westfalen getitigt werden, wenn die Verordnung der EU in
Kraft treten sollte?

Mit freundlichen GriiRen

Dr. Werner Pfeil
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An den Vorsitzenden

des Ausschusses fiir Europa und Internationales
Herrn Stefan Engstfeld MdL

Landtag Nordrhein-Westfalen
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40221 Dusseldorf

Beantragung eines Berichts der Landesregierung zur Sitzung des Ausschusses fiir
Europa und Internationales am 12. Januar 2024

Sehr geehrter Herr Vorsitzender,

fir die Sitzung des Ausschusses fir Europa und Internationales am 12. Januar 2024
bitte ich flr die FDP-Landtagsfraktion um Vorlage eines schriftlichen Berichts der
Landesregierung zum Thema:

Sanierung von Geb&uden in der Europdischen Union

Um die selbst gesteckten Klimaziele zu erreichen werden in der Europaischen Union
(EU) verschiedene MafRnahmen geplant und umgesetzt. Dazu zdhlen auch Vor-
haben im Bereich der Energieeffizienz von Gebduden. Am 07.12.2023 haben sich
die gesetzgebenden Organe im Trilog informell auf die ,, Uberarbeitung der Richt-
linie Gber die Gesamtenergieeffizienz von Gebduden”! geeinigt. Das grundle-
gende Ziel ist, dass bis zum Jahr 2050 alle Geb&ude in der EU klimaneutral sind.
Der Kompromiss legt unterschiedliche Richtwerte und Zeitpunkte fiir die Sanie-
rung unterschiedlicher Nutzungsarten von Gebauden fest, beispielsweise fir die
Sanierung von Gebduden mit einer schlechten Energieeffizienz oder die Verpflich-
tung zum Bau von emissionsfreien Neubauten ab dem Jahr 2030. Nach der infor-
mellen Einigung miissen das Europaische Parlament und die Mitgliedsstaaten dem
Vorhaben noch zustimmen.

Ihttps://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20231204IPR15651/energie-
effizienz-von-gebauden-abgeordnete-erzielen-einigung-mit-dem-rat, letzter Zugriff:
19.12.2023
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Vor diesem Hintergrund bitte ich die Landesregierung zu diesem Sachverhalt Stel-

lung zu nehmen und dabei insbesondere auf folgende Fragen einzugehen:

¢ Was bedeutet die Trilogeinigung zur Gebaudeeffizienz fir das Bauen in
Nordrhein-Westfalen und die Landesbauordnung?

Mit freundlichen GriiRen

Dr. Werner Pfeil
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l INGE BLASK, MdL

Sprecherin flir Europa &

SPD-Fraktion im Landtag NRW, Platz des Landtags 1, 40221 Diisseldorf Internationales
An den Vorsitzenden des Ausschusses Platz des Landtags 1
fiir Europa und Internationales 40221 Disseldorf

Stefan Engstfeld, MdL
Tel.: 0211.884-2510

E-Mail:
inge.blask@landtag.nrw.de
www.spd-fraktion-nrw.de

- per E-Mail -

19. Dezember 2023

Beantragung von Tagesordnungspunkten fiir die Sitzung
am12. Januar 2024

Sehr geehrter Herr Vorsitzender,

im Namen der SPD-Fraktion im Landtag NRW beantrage ich folgende
Tagesordnungspunkte fiir die Sitzung des Ausschusses flir Europa und
Internationales am 12. Januar 2024:

TOP 1— Was bedeutet das Gesetz iiber Kiinstliche Intelligenz fiir NRW?

Am 9. Dezember 2023 wurde im interinstitutionellen Dialog ein Kompromiss
zur Verordnung zur Festlegung harmonisierter Vorschriften fur kiinstliche
Intelligenz (COM(2021) 206 final =, Gesetz liber Kiinstliche Intelligenz®)
gefunden.

¢ Wie bewertet die Landesregierung den Kompromiss fiir NRW, seine
Biirgerinnen und Biirger sowie fiir die unterschiedlichen Akteure und
Institutionen in NRW, die sich damit in Zukunft auseinander zu setzen
haben? Bitte erdrtern Sie dabei welche Konsequenzen und
Handlungsnotwendigkeiten daraus méglicherweise hervorgehen.

Fiir die Vielen,
nicht die Wenigen.
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TOP 2 — Wie bewertet die Landesregierung die Einigung zum EU-
Lieferkettengesetz fiir NRW?
Am 14. Dezember 2023 erzielten die Unterhédndler der EU-Institutionen einen
Trilog-Kompromiss zur Verabschiedung der Corporate Sustainability Due
Diligence Directive (CSDDD — ,,EU-Lieferkettengesetz®).
*  Was bedeutet die Umsetzung dieser Richtlinie fiir die verschiedenen
betroffenen Akteure in NRW?
¢ Sieht die Landesregierung hier Handlungs- und Beratungsbedarf?
Wenn ja, wo, fiir wen und wie plant sie ihn umzusetzen?
* Was plant die Landesregierung, um die Einhaltung
menschenrechtlicher, Umwelt- und Klimabezogener Sorgfaltspflichten
in den (globalen) Lieferketten zu stérken?

TOP 3 — Was bedeutet die allgemeine Ausrichtung zur Netto-Null-
Industrie-Verordnung des Rates fiir NRW?

Bei der Tagung des Wettbewerbsfahigkeitsrates am 7. Dezember 2023 billigte
der Rat seine allgemeine Ausrichtung zur Netto-Null-Industrie-Verordnung
(COM(2023) 94 final).

* Wie beurteilt die Landesregierung diese Positionierung flir NRW?

+ Welche Konsequenzen und Handlungsbedarfe erwartet sie insgesamt
flr NRW, wenn die Verordnung final beschlossen sein wird?

* Wie plant die Landesregierung die vorgesehenen
Nachhaltigkeitskriterien fiir die 6ffentliche Beschaffung in NRW
umzusetzen?

e Gibt es weitere Beschliisse, die auf der Ratstagung gefallen sind, die
besondere Relevanz fiir NRW haben werden? Wenn ja welche, warum
und welche Konsequenzen und Handlungsbedarfe ergeben sich daraus
fiir NRW?

Wir bitten die Landesregierung um jeweils einen schriftlichen Bericht sowie die
Méglichkeit, Nachfragen an das zustdndige Fachministerium in der

Ausschusssitzung stellen zu kénnen.

Mit freundlichen GriiRen

jﬁw@m

Inge Blask MdL

Fiir die Vielen,

Seite 2 nicht die Wenigen.



	1	Gespräch mit Vertretern der Engagement Global gGmbH
	2	Beziehungen zwischen Nordrhein-Westfalen und dem Vereinigten Königreich: mehr Substanz, weniger Marketing!
	3	Europa einfacher erfahrbar machen: Ausbau der Nachtzugverbindung von Aachen nach Amsterdam unterstützen
	4	Reisebericht Ungarn (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 1])
	5	Reisebericht USA (Bericht auf Wunsch der Landesregierung)
	6	Rückblick auf die erstmalig von der Landesregierung ausgerichtete Woche der Menschenrechte (Bericht auf Wunsch der Landesregierung)
	7	Hilfe für die Ukraine: Förderprogramm „Wiederaufbauprojekte NRW-Dnipropetrowsk (Ukraine)“ (Bericht beantragt von den Fraktionen von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN [s. Anlage 2])
	8	EU-Projekttag an Schulen in Nordrhein-Westfalen 2024 (Bericht beantragt von der FDP-Fraktion [s. Anlage 3])
	9	Europäischer Gesundheitsdatenraum – Bedeutung für Nordrhein-Westfalen (Bericht beantragt von der FDP-Fraktion [s. Anlage 4])
	10	Sanierung von Gebäuden in der Europäischen Union (Bericht beantragt von der FDP-Fraktion [s. Anlage 5])
	11	Was bedeutet das „Gesetz über Künstliche Intelligenz“ für NRW? (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 6])
	12	Wie bewertet die Landesregierung die Einigung zum „EU-Lieferkettengesetz“ für NRW? (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 6])
	13	Was bedeutet die allgemeine Ausrichtung zur „Netto-Null-Industrie-Verordnung“ des Rates für NRW? (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 6])
	14	Verschiedenes

